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Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
Die Wirtschaft, insbesondere die 
Bauwirtschaft blickt in unsichere 
Zeiten. Die Baukosten steigen seit 
Corona erheblich und nun kommen 
auch noch Zinssteigerungen und In-
flation hinzu. Die Bauzinsen haben 
sich in diesem Jahr bereits verdop-
pelt, auch ohne dass die EU die Leit-
zinsen verändert hätte. Es ist aber 
schon ausgemachte Sache, dass die 
Leitzinsen steigen werden, um die 
Inflation einzudämmen, die noch 
weniger Anreize schafft, Geld in ein 
Immobilienprojekt zu stecken. Ein 
Anstieg des Zinsniveaus bringt zu-
dem Darlehensschuldner, gleichviel 
ob Staaten oder Private in eine zu-
sätzliche Kostenlast und manche si-
cher auch in Bedrängnis. Teures 
Geld und inflationsbedingte Ver-
braucherzurückhaltung bedrängen 

wiederum die wirtschaftliche Ent-
wicklung.  
Im Rückblick der letzten 20 Jahre ha-
ben die Volkswirte der Banken und 
Regierungen eine Menge Krisen be-
wältigen müssen. Man denke nur an 
den Zusammenbruch des neuen 
Marktes Anfang des Jahrtausends, 
bei dem auch Privatanleger mit hin-
abgerissen wurden. Der irrige 
Glaube an schier endloses Wachs-
tum verführte Menschen dazu, so-
gar Kredite aufzunehmen, um davon 
Aktien zu kaufen. Fast zeitgleich er-
schütterte die Welt „Nine-Eleven“, 
in deren Folge eine Panik an den 
Börsen befürchtet wurde. Diese 
wurden sicherheitshalber mehrere 
Tage geschlossen; die Talfahrt 
konnte durch diese und weitere 
Maßnahmen im Rahmen gehalten 
werden. 2008 erreichten uns die 

Ausläufer der geplatzten Immobi-
lienblase in den USA (Stichwort 
„Lehman-Brothers“) und kurz da-
rauf die Finanzkrise, deren Anfang 
der „Offenbarungseid“ Griechen-
lands markierte. Sie wirkt vor allem 
in Form der Niedrigzinspolitik noch 
immer nach. Zwei stürmische Jahr-
zehnte, die am Ende zeigten, dass 
wir sie Im Großen und Ganzen 
schadlos überstanden haben. Hof-
fen wir, dass wir in 5 Jahren wieder 
so entspannt zurück schauen kön-
nen und sagen können: Da haben 
wir echt die Luft angehalten, aber es 
ist dann doch noch einmal gut ge-
gangen. 
 
In diesem Sinne wünschen wir Ihnen 
wie immer eine interessante Lek-
türe. 
 

 
 
 
 

Kurze Meldungen  
 

 

Pflicht zur Bewilligung einer Bau-
last bei inhaltsgleicher Grund-
dienstbarkeit 
Nach einem Urteil des BGH vom 
22.10.2021 ist der Eigentümer des 
mit einer Grunddienstbarkeit belas-
teten Grundstücks verpflichtet, eine 
inhaltsgleiche Baulast zu bewilligen, 
wenn der Nachbar diese für die Er-
teilung einer Baugenehmigung be-
nötigt. Allerdings müssen die Vo-
raussetzungen für die Erteilung ei-
ner Baugenehmigung im Übrigen 
vorliegen oder zumindest eine Be-
freiung in Betracht kommen, V ZR 
92/20. 
 
BGH erneut zur Berliner Mietenbe-
grenzungsverordnung 
Wie schon im Urteil vom 27.5.2020, 
VIII ZR 45/19 – ZIV 2020, 36 ausge-
urteilt, bestätigte der BGH im Urteil 
vom 19.1.2022 (VIII ZR 123/21) 
nochmals, dass die Berliner Mieten-
begrenzungsverordnung vom 

28.4.2015 wirksam ist und insbeson-
dere die Veröffentlichung der Ver-
ordnungsbegründung rechtmäßig 
erfolgte (vgl. insoweit zur unwirksa-
men Hessischen Verordnung, BGH-
Urteil vom 17.7.2019, VIII ZR 
130/188 – ZIV 2019, 55). 
 
BGH zur den Beschränkungen des 
Inkassodienstleisters bei überhöh-
ter Miete 
In vier Urteilen vom 19.1.2022 (VIII 
ZR 122/21, VIII ZR 124/21, VIII ZR 
196/21 und VIII ZR 220/21) ent-
schied der VIII. Zivilsenat, dass ein 
Inkassodienstleister sich die zu viel 
gezahlte Miete wegen eines Versto-
ßes gegen die Vorschriften gegen 
die Begrenzung der Miethöhe (§§ 
556d ff BGB) zum  Einzug wirksam 
abtreten lassen könne. Der ergän-
zende Auftrag, den Vermieter aufzu-
fordern, künftig von dem Mieter 
nicht mehr die überhöhte Miete zu 
verlangen und diese auf den 

zulässigen Höchstbetrag herabzu-
setzen, stelle keine für den Inkasso-
dienstleister unzulässige Forde-
rungsabwehr dar (vgl. hierzu auch 
BGH-Urteil vom 27.11.2019, VIII ZR 
285/19 – ZIV 2019, 83). 
 
Preisanpassung im Fernwärmelie-
ferungsvertrag 
Ist eine Preisanpassungsklausel in 
einem Fernwärmelieferungsvertrag 
unwirksam, ist das Unternehmen 
berechtigt, die unwirksame Klausel 
durch eine wirksame für die Zukunft 
auszutauschen, § 4 Abs. 1,2 AVB-
FernwäremV i.V.m. § 24 Abs. AVB 
FernwäremV, so der BGH im Urteil 
vom 26.1.2022 (VIII ZR 175/19). Eine 
Korrektur nach billigem Ermessen (§ 
315 BGB) sei dagegen nicht zulässig. 
 
Arztpraxis ist störender als Wohn-
nutzung 
Nach einem Urteil des Landgerichts 
Frankfurt/M. ist auch bei 

Es grüßt herzlich  
Ihr  

 
Heinz G. Schultze 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=689a1f1dfc833a45afedb5975499e79e&nr=126981&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=689a1f1dfc833a45afedb5975499e79e&nr=126981&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=fdfce7f478fb226d5a022db26570d292&nr=126750&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
VIII%20ZR%20122/22
VIII%20ZR%20122/22
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=ab7176ca39c3a05581fb0df591e74c27&nr=127633&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=bed684d7e859333f3eadcd9a4f2eac50&nr=127723&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=bed684d7e859333f3eadcd9a4f2eac50&nr=127723&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=8b30e919e824e6e06736fd6d5cc7f22b&nr=127924&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=697d996b82c1c934aa608b2540d3011b&nr=127921&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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typisierender Betrachtung der Be-
trieb einer Arztpraxis in einer Woh-
nung störender, als eine Wohnnut-
zung. Werde der Unterlassungsan-
spruch über Jahrzehnte nicht gel-
tend gemacht, sei er verwirkt. Der 
Einwand der Verwirkung bleibe 
auch einem Sonderrechtsnachfolger 
gegenüber bestehen, Urteil vom 
31.3.2022, 2-13 S 131/20. 
 
Keine umfassende Übertragung 
von Verwalteraufgaben. 
Nach einem Urteil des Landgerichts 
Frankfurt/M. ist es dem Verwalter 
nicht gestattet, umfassend Verwal-
teraufgaben auf einen Dritten zu 
übertragen. Erfolge eine Ladung zur  
Eigentümerversammlung von einem 
Dritten, der vom Verwalter umfas-
send mit allen Verwalteraufgaben 
betraut sei und dieser faktisch die 
Verwaltung führe, seien die Be-
schlüsse der Versammlung – ohne 

Kausalitätsprüfung – im Rahmen ei-
ner Beschlussanfechtung  für ungül-
tig zu erklären. Urteil vom 
13.12.2021, 2-13 S 75/20, WUM 
2022, 66-68. 
 
Es gibt viele Legionellenarten 
Die Schadenseratz- und Schmer-
zensgeldklage einer Ehefrau vor 
dem Landgericht Krefeld scheiterte 
am Vollbeweis. Sie hatte die Klage  
gegen ihren Vermieter erhoben, 
nachdem ihr Ehemann an einer In-
fektion mit Legionella pneumophilia 
verstorben war. Die Beweisauf-
nahme ergab, dass im Haus nach-
weislich eine Kontamination mit der 
Legionella p. der Serogruppen 2-14 
vorlag. Der Ehemann war aber einer 
solchen der Serogruppe 1 verstor-
ben. Die Ursache der Infektion sei 
daher ungeklärt, jedenfalls aber 
nicht in der Kontamination der 
Trinkwasseranlage des Hauses 

begründet, Urteil vom 5.5.2021, 2 S 
18/19, WuM 2021, 422. 
 
Pandemiebedingte Schließung des 
Pools durch den Verwalter 
Das Landgericht München I ent-
schied mit Urteil vom 18.11.2021, 
dass ein WEG-Verwalter berechtigt 
sei, vor dem Hintergrund der 6. Bay. 
InfektionsschutzmaßnahmenVO 
den Zutritt zum Schwimmbad der 
WEG-Wohnanlage zu schließen. 
Auch ohne die Rechtsverordnung 
ergäbe sich diese Rechtsmacht aus 
den  Vorschriften der Geschäftsfüh-
rung ohne Auftrag.  Die Ausarbei-
tung eines Hygienekonzeptes ge-
höre dagegen nicht zu den Aufgaben 
des WEG-Verwalters. Er könne hier-
für wahlweise eine Zusatzvergütung 
fordern oder einen  Dritten damit 
entgeltlich beauftragen, 1 S 
7900/21,  ZMR 2022, 151

 

 
Immobilienrecht 
 

Eintragungsfehler bei der Grunddienstbarkeit 
 

 
 
Die Streitparteien waren natur-
gemäß Eigentümer benachbar-
ter Grundstücke. Eine Bauträge-
rin hatte auf vier Grundstücken, 
die wie auf einem Mühlebrett-
spiel angeordnet waren, Reihen-
hauszeilen jeweils im rechten 
Winkel errichtet. Inmitten der 
vier Grundstücke lag ein Grund-
stück (Flurstück 9276), das noch 
in ihrem Eigentum stand. Das 
Grundstück war mit einem Block-
heizkraftwerk bebaut und wurde 

im Übrigen als zentrale Grünflä-
che von den Reihenhauseigentü-
mern genutzt. Dieses Grund-
stück der Bauträgerin war mit ei-
ner Grunddienstbarkeit belastet.  
 
Im Grundbuch war die die 
Grunddienstbarkeit als „Geh-
,Fahrt- und Leitungsrecht“ be-
zeichnet. In der in Bezug genom-
menen Eintragungsbewilligung 
heißt es u.a.: 
 
§ 1 Vorbemerkung: 
Die jeweiligen Eigentümer der 
Flurstücke (…) dürfen das Flur-
stück 9276 mitbenutzen, um zu 
Fuß oder mit Zweirädern jeder 
Art in den Garten ihrer Grund-
stück zu gelangen.  
(..) 
Zur dinglichen Sicherung dieses 
Mitbenutzungsrechts wird 

folgende Grunddienstbarkeit be-
stellt:  
(..) (2) Die jeweiligen Eigentümer 
der Flurstücke (…) sind (..) be-
rechtigt, das Flurstück 9276 zum 
Verweilen, Gehen und Befahren 
(…) und zum Verlegen, Haben 
und Unterhalten von Ver- und 
Entsorgungsleitungen jeder Art 
mitzubenutzen.“  
 
Die Bauträgerin beabsichtigte 
schließlich auf diesem Zentral-
grundstück weitere 4 Reihen-
häuser zu errichten. Eine Bauge-
nehmigung hierfür lag bereits 
vor. Die Nachbarn, die das 
Grundstück weiter zur Erholung 
nutzen wollten, forderten die 
Bauträgerin auf, dies zu unterlas-
sen. Die Bauträgerin erhob Fest-
stellungsklage, dass die Nach-
barn in ihren Rechten aus der 
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Grunddienstbarkeit durch das 
Bauvorhaben nicht tangiert wür-
den. Das Landgericht Berlin wies 
die Klage ab, die Berufung hier-
gegen hatte keinen Erfolg. Die 
vom Kammergericht zugelassene 
Revision zum BGH hatte dagegen 
Erfolg.  
 
Im Urteil vom 17.12.2021 bestä-
tigte der für Immobilienstreitig-
keiten zuständige V. Zivilsenat 
die Rechtsansicht des Vorge-
richts, wonach ein Unterlas-
sungsanspruch nach § 1027 BGB 
i.V.m. § 1004 BGB bestünde, 
wenn die vom Bauträger ge-
plante Bebauung die Ausübung 
der Dienstbarkeit störe. Zu den 
relevanten Störungen zählte 
auch eine Bebauung (§ 1028 
BGB). Der Unterlassungsan-
spruch sei auch schon gegeben, 
wenn nur die Gefahr einer erst-
maligen Beeinträchtigung be-
stünde (sog. vorbeugender Ab-
wehranspruch, vgl. BGH-Urteil 
vom 17.9.2004, V ZR 230/03). 
Auch die Regelung in der Grund-
dienstbarkeit, wonach die Be-
rechtigten das Recht zum Ver-
weilen im Sinne eines Aufenthal-
tes und eines beliebigen Hin- und 
Hergehens auf dem Grundstück 
hätten, sei ein zulässiger Inhalt 
einer Grunddienstbarkeit. Nach 
§ 1018 BGB könne ein Grund-
stück mit einer 

Grunddienstbarkeit in der Weise 
belastet werden, dass der jewei-
lige Eigentümer eines anderen 
Grundstücks es in einzelnen Be-
ziehungen benutzen dürfe (sog. 
Benutzungsdienstbarkeit). Eine 
solche Benutzungsdienstbarkeit 
sei auch in Kombination ver-
schiedenartiger Befugnisse zur 
Nutzung des dienenden Grund-
stücks zulässig (vgl. BGH-Be-
schluss vom 6.11.2014, V ZB 
131/13 – ZIV 2014, 45). 
 
Unzutreffend sei allerdings die 
Auffassung des Berufungsge-
richts, es sei eine Grunddienst-
barkeit mit entsprechendem In-
halt zustande gekommen. Damit 
ein Recht zum Verweilen und ein 
beliebiges Hin- und Hergehen 
auf dem Grundstück laste, müsse 
es im Grundbuch zumindest 
schlagwortartig selbst eingetra-
gen worden sein. Die Regelung in 
§ 874 BGB erlaube zur Entlastung 
des Grundbuchs die Bezug-
nahme auf eine Eintragungsbe-
willigung, wovon vorliegend 
auch Gebrauch gemacht worden 
sei. Der wesentliche Inhalt des 
Benutzungsrechts müsse aber 
gleichwohl zumindest schlag-
wortartig im Grundbuch zum 
Tragen kommen. Der Rechtsin-
halt müsse für einen Dritten aus 
dem Grundbuch ersichtlich sein, 
so dass dieser in der Lage sei, die 

hieraus folgende höchstmögli-
che Belastung des Grundstücks 
einzuschätzen oder zumindest 
eine ungefähre Vorstellung da-
von zu gewinnen, welche Bedeu-
tung die Grunddienstbarkeit für 
das Eigentum haben könne. Eine 
Bezugnahme auf die Eintra-
gungsbewilligung nach § 874 
BGB genüge insoweit nicht.  
 
Sowohl bei einem Geh- als auch 
beim Wegerecht, das auch das 
Befahren mit einem üblichen 
Fahrzeug umfasse, erlaube die-
ses Recht das Verweilen auf dem 
Grundstück nur, um das Geh- 
oder Wegerecht in verkehrsübli-
cher Weise auszuüben. In die-
sem Falle müsse das dienende 
Grundstück nicht von allen Bau-
lichkeiten freigehalten werden. 
Da der Berechtigte die Grund-
dienstbarkeit schonend auszu-
üben habe (§ 1020 BGB), sei der 
Weg über das Grundstück kein 
Beliebiger, sondern nur ein Mög-
licher. Das allein sei der Inhalt 
des eingetragenen Rechts.  
 
Der BGH verwies den Rechts-
streit zurück an die Vorinstanz, 
damit diese nun in tatsächlicher 
Weise prüfen könne, ob die ge-
plante Bebauung den verblei-
benden Regelungen der Grund-
dienstbarkeit zuwiderläuft oder 
nicht, V ZR 44/21.

 
 

Wer bezahlt den Wasserschaden? 
 
Einen Wasserschaden von rund 
135.000 € erlitt eine Fleischerei 
in Halle/Saale und suchte nach 
einem Haftungspartner. Neben 
dem Grundstück der Fleischerei 
befand sich ein Grundstück, auf 
dem eine Zugwaschanlage be-
trieben wurde. Auf dessen 
Grundstück, nahe der 

Grundstücksgrenze verlief ein 
maroder Abwasserkanal mit ei-
nem Querschnitt von 70x70 cm. 
Er mündete in ein Rohr der öf-
fentlichen Kanalisation mit ei-
nem Durchmesser von nur 30 
cm. Dieser Querschnitt war 
durch zahlreichen Wurzelein-
wuchs weiter reduziert. Die 

Entwässerung der Kanalisation 
wurde von einem Unternehmen 
für die Stadt Halle betrieben. Im 
Herbst 2010 kam es zu ergiebi-
gen Regenfällen. Dabei kam es zu 
einem Rückstau am Übergang 
zum Rohr der öffentlichen Kana-
lisation und in der Folge zur 
Überschwemmung des 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=0eb510e8541471538285be55ca40254e&nr=126492&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Grundstücks der Fleischerei. Der 
marode Zustand der Anlage war 
vermutlich eine weitere Ursache. 
Die Fleischerei nahm den Eigen-
tümer des Nachbargrundstücks 
gerichtlich auf Ersatz des ent-
standenen Schadens in An-
spruch. Das Landgericht Halle 
wies die Klage ab, das Oberlan-
desgericht gab ihr  zu 75% statt. 
Die Fleischerei legte nach durch 
den BGH zugelassener Revision 
hiergegen Rechtsmittel ein. 
 
Der BGH führte im Urteil vom 
10.12.2021 aus, dass sowohl der 
Eigentümer als auch der Besitzer 
eines Grundstücks nach § 33 
NbG LSA verantwortlich dafür 
zeichne, dass Entwässerungsan-
lagen auf dem Grundstück sich in 
einem Zustand befänden, bei 
dem es zu keinen Überschwem-
mungen des Nachbargrund-
stücks kommen könne. Wenn 

der Nachbar hiergegen versto-
ßen hätte, käme eine Haftung 
nach § 823 Abs. 2 i.V.m. § 33 NbG 
LSA in Betracht, wenn er schuld-
haft gehandelt habe. Das gelte 
allerdings nicht, wenn dem Besit-
zer oder Eigentümer eine Einwir-
kung auf die Entwässerungsan-
lage rechtlich nicht möglich sei. 
Das wäre beispielsweise der Fall, 
wenn die Entwässerungsanlage 
Bestandteil einer öffentlichen 
Abwasseranlage sei. Auf die Ei-
gentümerstellung komme es 
nicht an, sondern nur auf die ört-
lichen Abwassersatzungen. Da 
das Oberlandesgericht Naum-
burg hierzu keine Feststellungen 
getroffen habe, könne das Urteil 
keinen Bestand haben. 
 
Das Urteil könne auch nicht aus 
anderen Gründen bestehen blei-
ben. Auch andere Haftungs-
grundlagen, setzten voraus, dass 

der Grundstücksnachbar für den 
Entwässerungskanal verantwort-
lich zeichne. Das gelte sowohl für 
einen Anspruch aus § 2 HaftPflG, 
als auch für einen Anspruch aus 
§ 823 Abs. 1 BGB wegen Verlet-
zung der Verkehrssicherungs-
pflicht und schließlich für einen 
verschuldensunabhängigen An-
spruch nach § 906 Abs. 2 Satz 2 
BGB. Wer für einen Kanal ver-
kehrssicherungspflichtig ist oder 
bei Schäden als Störer im Sinne 
von § 1004 BGB anzusehen sei, 
hänge davon ab, ob der Kanal zur 
öffentlichen Abwasserbeseiti-
gungsanlage gehöre oder eine 
private Einrichtung sei. Das Urteil 
wurde daher aufgehoben und 
der Fall zur erneuten Verhand-
lung zurück an das Berufungsge-
richt verwiesen, V ZR 121/20.

 
 

Zahlungsverweigerung bei geringfügigen Mängeln der Immobilie 
 
Der Verkäufer verkaufte einen 
Skihang mit Hotel zum Preis von 
160.000 €. Davon bezahlte der 
Käufer vereinbarungsgemäß 
40.000 € sofort. Der Rest war auf 
ein Notaranderkonto einzuzah-
len. Als Auszahlungsvorausset-
zung war vereinbart, dass die Lö-
schung der in Abt. II und III des 
Grundbuchs eingetragenen Be-
lastungen sichergestellt ist. Inso-
weit gab es zwei Ausnahmen. Die 
in Abt. II Nr. 3 und 5 eingetrage-
nen Geh- und Fahrtrechte sollten 
vom Käufer übernommen wer-
den.  
 
Der Verkäufer war seinerseits 
nicht als Eigentümer im Grund-
buch eingetragen. Er hatte ein 
Jahr zuvor das Grundstück als 
nicht vermessene Teilfläche 

eines größeren Grundstücks er-
worben. Daher wurde vom Ver-
käufer nur der Anspruch auf Auf-
lassung abgetreten. Die Abtre-
tung wurde im Januar 2012 im 
Grundbuch eingetragen.  
 
Für den Käufer völlig unerwartet 
wurden danach neue Belastun-
gen im Grundbuch eingetragen, 
die er laut Kaufvertrag nicht zu 
übernehmen hatte: In Abteilung 
II wurden unter Nr. 7 und 8 Mit-
benutzungsrechte an vier Park-
plätzen zugunsten des Nach-
bareigentümers zusammen mit 
Geh- und Fahrtrechten eingetra-
gen. Die Eintragung hatte der 
Verkäufer vor dem Verkauf be-
reits bewilligt.  
Im September 2012 kam es dann 
zur Eigentumsumschreibung 

zugunsten des Käufers. Die Be-
lastungen in Abteilung II Nr. 3 
und 5 wurden wie geplant ge-
löscht, allerdings nicht die unter 
Nr. 7 und Nr. 8 eingetragenen 
Rechte.  
 
Der Verkäufer forderte nach der 
Eigentumsumschreibung die 
Freigabe der auf dem Notarand-
erkonto liegenden restlichen 
120.000 €. Der Käufer lehnte dies 
ab, so dass es in der Folge zu ei-
nem Rechtsstreit kam, der 
schließlich vor dem Bundesge-
richtshof ausgetragen wurde. 
 
Das Landgericht verurteilte den 
Käufer zur Freigabe von 86.000 
€. Die Berufung des Käufers 
hatte keinen Erfolg. Sie wurde 
nach § 522 ZPO durch 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=869836a918ce05d7c449cfa113276927&nr=127798&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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einstimmigen Senatsbeschluss 
mangels hinreichender Erfolg-
saussichten per Beschluss zu-
rückgewiesen. Die Nichtzulas-
sungsbeschwerde des Käufers 
hatte Erfolg, so dass die Revision 
zum BGH eröffnet war.  
 
Zutreffend, so die Richter im Ur-
teil vom 19.11.2021, hätte das 
Berufungsgericht erkannt, dass 
die Voraussetzungen des nicht-
erfüllten Vertrages nach § 320 
BGB vorlägen, weil im Grund-
buch zwei Belastungen eingetra-
gen seien, die der Käufer nach 
dem Kaufvertrag nicht zu über-
nehmen habe. 
 
Der Verkäufer habe daher seine 
nach § 433 Abs. 1 Satz 2 BGB ge-
schuldete Leistung, dem Beklag-
ten das Eigentum frei von 
Rechtsmängeln zu verschaffen, 
nicht erfüllt. Unerheblich sei da-
bei, dass die Grunddienstbarkei-
ten erst im Juni 2014 somit erst 
nach dem Übergang der Gefahr 
auf den Beklagen (§ 5 des Kauf-
vertrages) in das Grundbuch ein-
getragen wurden. Maßgebender 
Zeitpunkt für die Freiheit der 
Kaufsache von Rechtsmängeln 
sei bei Grundstücken nicht der 
Gefahrenübergang, sondern der 
Zeitpunkt, in dem sich der Eigen-
tumserwerb vollziehe. Deswe-
gen müsse der Verkäufer, sofern 
nichts anderes vereinbart sei, ei-
nen Rechtsmangel der verkauf-
ten Sache auch erst bis zum Zeit-
punkt des Eigentumsübergangs 
beseitigen (vgl. BGH-Urteil vom 
23.5.2003, V ZR 190/02). Anders 
als bei Sachmängeln (vgl. § 446 
BGB) komme es also bei Rechts-
mängeln in Form von 

eingetragenen dinglichen Rech-
ten Dritter nicht darauf an, ob 
das Recht vor oder nach Gefah-
renübergang entstanden sei. 
 
Der Verkäufer könne auch nicht 
einwenden, der Käufer könne 
aufgrund der Auflassungsvor-
merkung selbst für die Löschung 
der Belastungen sorgen. Der Ver-
käufer eines Grundstücks, der 
die lastenfreie Übertragung des 
Eigentums schulde, könne den 
Käufer nicht darauf verweisen, 
die eingetragenen Belastungen 
seien vormerkungswidrig und 
damit relativ unwirksam (§ 883 
Abs. 2 BGB), so dass ihm die 
Möglichkeit offen stehe, selbst 
die Löschung zu betreiben. (vgl. 
BGH-Urteil vom 8.11.1985, V ZR 
153/84, NJW-RR 1986, 310). Vor-
liegend komme hinzu, dass er-
hebliche Zweifel bestünden, ob 
der Käufer die Löschung selbst 
erreichen könne. Denn der Käu-
fer habe keine eigene Auflas-
sungsvormerkung, sondern nur 
die abgetretene Vormerkung des 
Verkäufers. Bezogen auf diesen 
Anspruch dürfte die Eintragung 
nicht vormerkungswidrig sein 
(der Verkäufer hatte die Eintra-
gung bewilligt). 
 
Rechtsfehlerhaft sei zudem die 
Ansicht, der Käufer sei verpflich-
tet, 86.000 € frei zu geben. Weise 
die Kaufsache einen behebbaren 
Mangel auf, sei der Käufer 
grundsätzlich selbst dann be-
rechtigt, gemäß § 320 Abs. 1 BGB 
die Bezahlung des Kaufpreises 
insgesamt zu verweigern, wenn 
es sich um einen geringfügigen 
Mangel handele (vgl. BGH-Urteil 
vom 14.2.2020, V ZR 11/18 – ZIV 

2020, 17). Die Auffassung, der 
Käufer könne die Bezahlung nur 
in Höhe des doppelten Betrages 
der Wertminderung des Grund-
stücks verweigern, sei daher un-
zutreffend. Die Beurteilung, ob 
der Käufer die Bezahlung des 
Kaufpreises nach Treu und Glau-
ben ausnahmsweise nicht oder 
nicht vollständig verweigern 
könne, erfordere eine umfas-
sende Interessenabwägung auf 
der Grundlage der Umstände des 
Einzelfalles.  
 
Diese Interessenabwägung 
führte zu keinem abweichenden 
Ergebnis. Zum einen stelle die 
Wertminderung von 17.000 € 
keinen geringfügigen Mangel dar 
(9% des Kaufpreises) und zum 
anderen sei zu berücksichtigen, 
dass sich der Käufer vertragstreu 
verhalten habe, der Verkäufer al-
lerdings seit vielen Jahren nicht. 
Um so mehr benötige der Käufer 
das Druckmittel der Zahlungsver-
weigerung. Zu beachten sei 
auch, dass die Zahlungsverwei-
gerung dem Käufer keinen wirt-
schaftlichen Vorteil liefere, weil 
das restliche Geld auf dem 
Notaranderkonto liege. 
 
Der Beschluss des Kammerge-
richts Berlins wurde daher aufge-
hoben und die Sache zur weite-
ren Verhandlung zurück verwie-
sen. Der BGH führte aus, das Be-
rufungsgericht habe nicht einmal 
geprüft, ob die Auszahlungsvo-
raussetzungen im Übrigen vorlä-
gen und es überhaupt auf die 
Frage der wirksamen Einrede an-
komme, V ZR 104/20.

 
 

 
 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3081dc5a83b292df1ffe0c073ef7a4de&nr=126984&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Bewilligungen gegenüber dem Grundbuch nach Tod eines GbR-Gesellschafters 
 
Ein paar praxisrelevante Rechts-
probleme hatte der Bundesge-
richtshof im Beschluss vom 
10.2.2022 zu lösen. Zugunsten 
einer Bank war eine Grundschuld 
in Abteilung III im Grundbuch ei-
ner Wohnung eingetragen. Die 
Bank bewilligte die Löschung der 
Grundschuld. In Abteilung I des 
Grundbuchs war als Eigentüme-
rin eine Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts (GbR) eingetragen. 
Ein schriftlicher Gesellschafts-
vertrag existierte nicht. Die GbR 
bestand vormals aus zwei Gesell-
schaftern. Einer der beiden ver-
starb. Die GbR beantragte beim 
zuständigen Grundbuchamt die 
Löschung der Grundschuld. Der 
überlebende Gesellschafter und 
für den verstorbenen Gesell-
schafter stimmte ein Testa-
mentsvollstrecker der Löschung 
zu. Das Grundbuchamt lehnte 
die Löschung der Grundschuld 
ab. Die Beschwerde zum Kam-
mergericht Berlin blieb erfolglos. 
Mit der zugelassenen Rechtsbe-
schwerde verfolgte die GbR ih-
ren Löschungsantrag vor dem 
Bundesgerichtshof weiter. Der 
Bundesgerichtshof hob mit Be-
schluss vom 10.2.2022 die Ent-
scheidungen des Kammerge-
richts und des Grundbuchamtes 
auf und verwies die Sache zurück 
zum Grundbuchamt. 
 
Das Kammergericht vertrat die 
Auffassung, dass die Zustim-
mung zur Löschung vom Mitge-
sellschafter und den Erben des 
verstorbenen Gesellschafters zu 
erteilen sei und zudem müsste 
zunächst das Grundbuch hin-
sichtlich der Änderung der Ge-
sellschafter korrigiert werden, 
§ 39 Abs. 1 GBO. Der Testa-
mentsvollstrecker sei nur dann 

unter Ausschluss der Erben ver-
fügungsbefugt und könne die Zu-
stimmung erklären, wenn die 
Gesellschaft durch den Tod des 
Gesellschafters nach § 727 Abs. 1 
BGB aufgelöst worden sei. Von 
diesem gesetzlichen Regelfall 
könne aber nicht ohne weiteres 
ausgegangen werden. 
 
Der BGH trat im Beschluss vom 
10.2.2022 dieser Rechtsansicht 
entgegen. Ein Eintragungshin-
dernis nach § 18 Abs. 1 GBO 
könne mit dieser Begründung 
nicht angenommen werden. Im 
Ausgangspunkt dürfe eine 
Grundschuld nach § 27 Satz 1 
GBO nur mit Zustimmung des Ei-
gentümers des Grundstücks – 
hier also der GbR – gelöscht wer-
den. Die von einer GbR als Eigen-
tümerin abzugebende Zustim-
mung sei grundsätzlich von allen 
im Grundbuch eingetragenen 
Gesellschaftern abzugeben, § 47 
Abs. 2 GBO. Unzutreffend sei al-
lerdings die Vorstellung, dass vor 
der Abgabe der Zustimmung zu-
nächst die Erben im Grundbuch 
einzutragen seien. Die Buchposi-
tion sei kein selbständig vererb-
barer Vermögenswert, sondern 
die Buchposition beruhe auf der 
materiellen Berechtigung. Sei 
das Grundbuch unrichtig, müsse 
der wahre Berechtigte die Eintra-
gung nach  19 GBO bewilligen. 
Für die Gesellschafter einer GbR 
gelte dies gleichermaßen. 
Stünde fest, dass ein im Grund-
buch benannter Gesellschafter 
verstorben sei, sei die in § 891 
BGB niedergelegte Richtigkeits-
vermutung zugunsten des 
Grundbuchs entkräftet. Infolge-
dessen müssten dann an Stelle 
des verstorbenen Gesellschaf-
ters nunmehr dessen 

Rechtsnachfolger die Zustim-
mung erklären. Eine vom Gesell-
schaftsvertrag unabhängige Ver-
erbung der Buchposition gäbe es 
nicht. Nach dem Gesellschafts-
vertrag bestimme sich, wer – 
auch bei Anordnung der Testa-
mentsvollstreckung – zustim-
mungsbefugt sei. Drei Fallgestal-
tungen seien zu unterscheiden:  
Gäbe es hinsichtlich des Able-
bens eines Gesellschafters keine 
Regelung im Gesellschaftsver-
trag, sei die Gesellschaft mit dem 
Tod eines Gesellschafters aufge-
löst, § 727 BGB. Die Vererbung 
der Anteile an der Liquidations-
gesellschaft vollziehe sich dann 
nur nach erbrechtlichen Rege-
lungen. In diesem Fall sei der 
Testamentsvollstrecker für die 
Erteilung der Zustimmung be-
fugt. 
 
Enthalte der Gesellschaftsver-
trag hingegen eine Regelung 
nach § 736 Abs. 1 BGB, wonach 
die Gesellschaft unter den übri-
gen Gesellschaftern fortbeste-
hen solle (sog. Fortsetzungsklau-
sel), wachse der Anteil des ver-
storbenen Gesellschafters an 
dem Gesellschaftsvermögen 
nach § 738 Abs. 1 BGB den übri-
gen Gesellschaftern zu. In den 
Zuständigkeitsbereich des Testa-
mentsvollstrecker fiel dann le-
diglich der schuldrechtliche Ab-
findungsanspruch. Gäbe es wie 
vorliegend nur einen weiteren 
Gesellschafter, wäre allein dieser 
Rechtsnachfolger. Seine Zustim-
mung läge dem Grundbuchamt 
bereits vor. 
 
Im dritten Fall sähe der Gesell-
schaftsvertrag eine sogenannte 
einfache bzw. qualifizierte Nach-
folgeklausel vor, wonach 
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bestimmte Personen, etwa die 
Erben in die Rechtsposition des 
verstorbenen Gesellschafters 
eintreten sollen. In diesem Fall 
habe der Testamentsvollstrecker 
kein Mitwirkungsrecht (vgl. BGH-
Beschluss vom 12.1.1998, II ZR 
23/97). Vielmehr müsste jeder 
betroffene Nachfolger der Ände-
rung im Grundbuch zustimmen.  
 
die Erklärungen nach dem Tod 
eines Gesellschafters nachzuwei-
sen seien, sei in jeder Hinsicht 
umstritten. Das hänge damit zu-
sammen, dass die 

gesellschaftsvertraglichen Rege-
lungen hierzu maßgeblich seien, 
weil sich hieraus die Zustim-
mungsbefugnis ergäbe (s.o.), der 
Gesellschaftsvertrag aber regel-
mäßig nicht notariell beglaubigt 
sei und somit nicht den Anforde-
rungen des § 29 Abs. 1 GBO ge-
nüge. Vorliegend sei der Sach-
verhalt noch komplizierter, da es 
keinen schriftlich abgefassten 
Gesellschaftsvertrag gäbe. Nach 
Auffassung des Bundesgerichts-
hofs sei in diesem Fall der Nach-
weis der Zustimmungsbefugnis 
jedenfalls dann erbracht, wenn 

sich aus der in der Form des § 29 
GBO eingereichten Zustim-
mungserklärung des Testa-
mentsvollstreckers und der übri-
gen Gesellschafter ergäbe, dass 
kein schriftlich abgefasster Ge-
sellschaftsvertrag existiere und 
besondere Abreden für den To-
desfall nicht getroffen wurden. 
Dies habe nun das Grundbuch-
amt zu prüfen und den Verfah-
rensbeteiligten aufzugeben, die 
entsprechenden Erklärungen ab-
zugeben, V ZB 87/20.

  

 

Mietrecht 
 

Kein Wärmemengenzähler für Warmwasser – keine verbrauchsabhängige Abrechnung 
 

 
 
Die Mieter bewohnten eine 
Wohnung in Heidelberg. Die Be-
triebskostenabrechnungen der 
Vermieterin für die Jahre 2016 
und 2017 endeten mit einem 
Nachzahlungsbetrag. Die Mieter 
stellten fest, dass die zur Warm-
wasseraufbereitung erforderli-
che Energie nicht nach § 9 Abs. 2 
HeizkV über einen Wärmemen-
genzähler ermittelt wurde. Viel-
mehr errechnete die Vermieterin 
diesen Energieanteil noch immer 
nach der bis zum 31.12.2013 gel-
tenden Fassung der HeizkV mit 
der dort normierten Formel. Sie 
kürzten daher die Heiz- und 
Warmwasserkosten um 15% und  

beriefen sich dabei auf § 12 
HeizkV. Nach Verrechnung der 
Nachzahlungsbeträge mit der 
Kaution, trat die Mieterin ihren 
Anspruch auf Auszahlung der 
Mietkaution an ihren Mitmieter 
ab, der den entsprechenden Be-
trag vor dem Amtsgericht Heidel-
berg gegen die Vermieterin ein-
klagte und obsiegte. Die Beru-
fung der Vermieterin hatte Er-
folg. Das Landgericht Heidelberg 
vertrat die Auffassung, dass eine 
verbrauchsabhängige Abrech-
nung vorläge. Die Gesamtener-
giemenge werde gemessen, die 
Wohnung verfüge über Warm-
wasserzähler und Heizkostenver-
teiler. Es sei nicht ersichtlich, 
dass den Mietern durch die Ver-
fahrensweise überhaupt ein 
Schaden entstanden sei. Sie hät-
ten gleichwohl einen Anspruch 
auf eine der Verordnung ent-
sprechende Abrechnung, den sie 
mit der Leistungsklage gegen die 
Vermieterin verfolgen könnten. 
Die Revision des Mieters zum 
BGH hatte Erfolg. Im Urteil vom 

12.1.2022 führten die Richter 
des Wohnraummietsenates aus, 
dass die Mieter nach § 12 Abs. 1 
HeizkV berechtigt waren, die 
Kürzung um 15% vorzunehmen. 
Eine Abrechnung sei dann nicht 
verbrauchsabhängig im Sinne 
von § 12 HeizkV, wenn sie – auch 
nur teilweise – nicht den ein-
schlägigen Bestimmungen der 
HeizkV entspräche, was der Ver-
ordnungsgeber durch die Formu-
lierung „entgegen den Vorschrif-
ten dieser Verordnung“ zum 
Ausdruck gebracht habe (vgl. 
BGH-Urteil vom 16.11.2005, VIII 
ZR 373/04). Der Mieter könne 
zur Durchsetzung einer ord-
nungsgemäßen Abrechnung 
auch nicht (ausschließlich) auf 
die Leistungsklage verweisen 
werden. Der Verordnungsgeber 
wollte dem Mieter mit dem Kür-
zungsrecht ein einfaches Druck-
mittel an die Hand geben, um 
seinen Anspruch auf verbrauchs-
abhängige Abrechnung durchzu-
setzen, VIII ZR 151/20.

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=e90e2e46c513a20501ba7aaa79432e88&nr=127795&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=126345aad6068afcc7922c1b9c890405&nr=127368&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Mieter soll bei Vorkauf der Wohnung höheren Preis bezahlen als Käufer? 
 
Die Mieterin bewohnte in Berlin 
eine kleine, unsanierte Wohnung 
(37m²) in einem Mehrparteien-
haus in Berlin. Die Vermieterin 
teilte das Haus nach WEG auf 
und verkaufte die Wohnung der 
Mieterin an einen Käufer. Der 
Kaufvertrag enthielt folgende 
Vereinbarung: 
 
„Der Kaufpreis für den vorbe-
zeichneten Grundbesitz beträgt 
163.266,67 € (..). Die Parteien ge-
hen davon aus, dass Bemes-
sungsgrundlage des Wohnungs-
kaufpreises in Höhe von 
163.266,67 € die Lieferung des 
Wohnungseigentums ohne Miet-
verhältnis mit einem Dritten ist. 
Der Kaufgegenstand ist derzeit 
vermietet. Es gilt ohne Mietver-
hältnis mit einem Dritten zu lie-
fern, soweit der Mieter sein Vor-
kaufsrecht ausübt oder der Ver-
käufer dem Käufer binnen eines 
Monats nach Beurkundung nach-
weist, dass das Mietverhältnis 
aufgelöst oder gekündigt ist. 
Wird das Wohneigentum entge-
gen vorstehender Beschreibung 
mit dem laufenden oder einem 
anderen Mietverhältnis geliefert, 
mindert sich der Kaufpreis um 
10% auf 146.840,00 € für das 
Wohnungseigentum.“ 
 
Nach der Beurkundung erklärte 
die Mieterin gegenüber dem 
empfangsbevollmächtigten 
Notar rechtzeitig, dass sie das ihr 
als Mieterin zustehende Vor-
kaufsrecht ausübe. Dabei wies 
sie darauf hin, dass sie die Kauf-
preisregelung insoweit für un-
wirksam erachte, als sie mit ei-
nem 10% höheren Kaufpreis be-
lastet werde. Sie bezahle daher 
den vollen Kaufpreis nur unter 

dem Vorbehalt der teilweisen 
Rückforderung. 
 
Im Anschluss an die Bezahlung 
klagte die Mieterin auf Rückzah-
lung von 16.326,67 € vor dem 
Landgericht Berlin und obsiegte. 
Die Berufung der Vermieterin 
zum KG Berlin hatte keinen Er-
folg. Sie verfolgte daher ihren 
Klageabweisungsantrag vor dem 
Bundesgerichtshof weiter. 
 
Im Urteil vom 23.2.2022 erkann-
ten die Karlsruher Richter, dass 
die Vorinstanzen richtig ent-
schieden hätten. Der Mieterin 
stünde ein Anspruch aus Berei-
cherungsrecht nach § 812 Abs. 1 
BGB auf Rückzahlung des über-
zahlten Teils des Kaufpreises und 
damit auf Bezahlung von 
16.326,67 € zu. Die Unwirksam-
keit der Kaufvertragsabrede 
ergäbe sich aus § 577 Abs. 1 Satz 
3, § 464 BGB in Verbindung mit 
dem Verbot, einen Vertrag zu 
Lasten Dritter abzuschließen. Für 
das dem Mieter unter den Vo-
raussetzungen des § 577 Abs. 1 
BGB zustehende Vorkaufsrecht 
seien die Regelungen des Vor-
kaufs i.S.v. §§ 463 ff BGB anzu-
wenden. Nach §464 Abs. 2 BGB 
komme mit der Ausübung des 
Vorkaufrechts der Kauf zwischen 
dem Mieter und dem Vermieter 
unter den Bestimmungen zu-
stande, welche der Vermieter 
mit dem Käufer vereinbart habe. 
Danach schulde die Mieterin der 
Vermieterin lediglich die Bezah-
lung eines Kaufpreises von 
146.940 €, so dass sie die dar-
über hinausgehende Zahlung 
ohne Rechtsgrund erbracht 
habe. Denn die vereinbarte Kauf-
preisabrede sei unwirksam, so-
weit sie für den Fall der 

Ausübung des Vorkaufsrechts 
der Mieterin einen um 16.326,67 
€ höheren Kaufpreis vorsehe. In-
soweit handele es sich um einen 
unzulässigen Vertrag zu Lasten 
Dritter.  
 
Die teilweise im Schrifttum und 
Rechtsprechung vertretene Ge-
genansicht (OLG München, Mitt-
BayNot 2005, 306, Schmidt-Fut-
terer/Blank/Fervers MietR 15.A. 
§ 577 Rn 79, Blank/Börstinghaus, 
Miete, 6. A., § 577 Rn. 82) sei un-
zutreffend. Sie nehme an, dass 
für vermietete Wohnungen re-
gelmäßig ein geringerer Kauf-
preis zu erzielen sei, als für un-
vermietete Wohnungen. Diese 
Annahme sei in dieser Allge-
meinheit unzutreffend, weil die 
Wohnung für einen Kapitalanle-
ger vermietet nur dann weniger 
interessant sei, wenn die Miete 
nicht den Marktgegebenheiten 
entspräche oder wenn der Käu-
fer die Wohnung selbst bewoh-
nen wolle. Soweit die Wohnung 
tatsächlich aufgrund der Vermie-
tung preiswerter verkauft 
werde, habe der Gesetzgeber 
durch die gesetzliche Regelung 
hingenommen, dass der Mieter 
durch die Ausübung des Ver-
kaufsrechts wirtschaftlich von 
diesem Umstand profitiert. 
 
Die teilweise unwirksam Preisab-
rede führe nach § 139 BGB nicht 
zu einer Gesamtnichtigkeit des 
Kaufvertrages. Hierauf habe sich 
auch keine Partei im Prozess be-
rufen. Ohnedies wäre eine Ge-
samtnichtigkeit nur anzuneh-
men, wenn nach dem mutmaßli-
chen Willen der Parteien, das 
teilnichtige Geschäft nicht abge-
schlossen worden wäre. Die ob-
jektive Bewertung ergäbe, dass 
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die Parteien das Geschäft ohne 
die Sonderpreisabsprache 

vorgenommen hätten, wenn 
ihnen die Unwirksamkeit der 

Abrede bekannt gewesen wäre, 
VIII ZR 305/20.

 
 

Gewerbemietrecht 
 

Raummiete bei pandemiebedingter Absage der Hochzeitsfeier 
 

 
 
Ein Ehepaar, das am 11.12.2018 
standesamtlich geheiratet hatte, 
beabsichtigte am 1.5.2020 eine 
Hochzeitsfeier mit 70 geladenen 
Gästen durchzuführen. Man 
fand passende Räumlichkeiten 
und wurde handelseinig. Die Ver-
mieterin berechnete eine Raum-
miete von 2.600 €.  
 
Die geplante Hochzeitsfeier 
konnte jedoch nicht stattfinden, 
weil aufgrund der einschlägigen 
Coronaschutzverordnung des 
Landes Nordrhein-Westfalen 
Zusammenkünfte und Ansamm-
lungen im öffentlichen Raum von 
mehr als zwei Personen unter-
sagt wurden. 
 
Schon vor dem Veranstaltungs-
termin baten die Eheleute mit 
Schreiben vom 24.4.2020 um 
Rückzahlung der geleisteten 
Miete und erklärten gleichzeitig 
vom geschlossenen Vertrag zu-
rück zu treten. Die Vermieterin 
lehnte dies ab und bot gleichzei-
tig Alternativtermine an.  
 
Die Eheleute klagten vor dem AG 
Gelsenkirchen und unterlagen. 
Ihre Berufung zum LG Essen 
hatte dagegen Erfolg. Das Land-
gericht führte im Urteil aus, dass 

den Eheleuten ein Festhalten am 
Vertrag nicht zumutbar sei. Sie 
hätten nach Art. 240 § 7 EGBGB 
i.V.m. § 313 Abs. 1 BGB einen An-
spruch auf eine Vertragsanpas-
sung dahingehend, dass sie nur 
noch die Hälfte der Miete bezah-
len müssten. Auf diese Weise 
würde das von beiden Seiten 
nicht vorhergesehene Risiko der 
Pandemie hinsichtlich des Scha-
denseintritts halbiert. Beide Sei-
ten legten gegen das Urteil Revi-
sion zum BGH ein. 
 
Im Urteil vom 2.3.2022 stellte 
der XII. Zivilsenat beim BGH fest, 
dass der von den Eheleuten er-
klärte Rücktritt unwirksam sei. 
Nach § 326 Abs. 5 BGB könne der 
Gläubiger vom Vertrag zurück-
treten, falls der Schuldner nach 
§ 275 Abs. 1-3 BGB die geschul-
dete Leistung nicht erbringen 
müsse, weil sie für ihn oder je-
dermann unmöglich sei. Die Leis-
tung – die Zurverfügungstellung 
der Räumlichkeiten – sei der Ver-
mieterin hingegen nicht unmög-
lich gewesen. Das gelte auch in 
Hinblick auf die CoronaSchVO. 
Einzig die Zusammenkunft von 
mehr als 2 Personen war nicht 
zulässig und gastronomische 
Leistungen seien neben der rei-
nen Raumvermietung nicht ge-
schuldet gewesen. 
 
Die Miete sei auch nicht nach 
§ 536 Abs. 1 BGB wegen eines 
Mangels gemindert gewesen. 
Wie der Senat bereits mit Urteil 
vom 12.1.2022 entschieden 

habe (XII ZR 8/21 – ZIV 2022, 8) 
liege bei einer pandemiebedin-
gen Geschäftsschließung kein 
Mietmangel vor. Ein Mangel 
könne bei hoheitlichen Maßnah-
men nur entstehen, wenn die da-
raus resultierende Gebrauchsbe-
einträchtigung unmittelbar mit 
der konkreten Beschaffenheit, 
dem Zustand oder der Lage des 
Mietobjekts in Zusammenhang 
stünde. Das sei vorliegend er-
sichtlich nicht der Fall. Auch der 
vereinbarte Mietzweck könne 
keinen Mietmangel begründen. 
Für öffentlich-rechtliche Ge-
brauchsbeschränkungen, Ver-
bote oder Gebrauchshinder-
nisse, die sich aus sonstigen Um-
ständen ergäben oder in der Per-
son des Mieters ihre Ursache  
hätten, habe der Vermieter nicht 
einzustehen. 
 
Zutreffend habe das Berufungs-
gericht daher entschieden, dass 
einzig eine Vertragsanpassung 
wegen Störung der Geschäfts-
grundlage nach § 313 Abs. 1 BGB 
in Betracht käme.  
 
Durch die COVID-19-Pandemie 
und die damit verbundenen 
weitreichenden Beschränkungen 
des gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Lebens habe sich die 
sog. Große Geschäftsgrundlage 
für den zwischen den Parteien 
geschlossenen Mietsvertrag 
schwerwiegend geändert. Nach 
den getroffenen Feststellungen 
der Instanzgerichte hätte auch 
keine der Parteien hierzu eine 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=a959525181afb15f0e3678ce78de043c&nr=127903&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Vorstellung gehabt. Hätten die 
Parteien diese Voraussicht ge-
habt, sei anzunehmen, dass red-
liche Mietvertragsparteien für 
diesen Fall und dem damit ver-
bundenen wirtschaftliche Risiko 
eine Möglichkeit der Vertragsan-
passung vorgesehen hätten. Ei-
ner Partei allein wäre das wirt-
schaftliche Risiko in diesem Fall 
nicht aufgebürdet worden. Diese 
hypothetische Betrachtung al-
lein genüge allerdings nicht für 
eine Vertragsanpassung. Nach 
§ 313 Abs. 1 BGB sei weitere Vo-
raussetzung, dass unter Berück-
sichtigung aller Umstände des 

Einzelfalles, insbesondere der 
vertraglichen oder gesetzlichen 
Risikoverteilung ein Festhalten 
am unveränderten Vertrag nicht 
zumutbar sein darf. Das Beru-
fungsgericht habe bei der Bewer-
tung des Sachverhaltes nicht ge-
nügend in den Blick genommen, 
dass die Vermieterin eine Ter-
minverschiebung mehrfach, zu-
letzt in der Berufungsinstanz an-
geboten habe. Diese hätten die 
Eheleute allerdings kategorisch 
abgelehnt. Diese Weigerung 
zeige, dass die Eheleute nicht an 
einer interessengerechten Lö-
sung interessiert gewesen seien, 

sondern das Risiko der Absage 
der Feier einseitig auf die Ver-
mieterin verlagern wollten. Soll-
ten sich die Eheleute alternativ 
dazu entschieden haben, ganz 
auf eine Feierlichkeit zu verzich-
ten, läge dies im Verwendungsri-
siko der Eheleute, das sie allein 
zu tragen hätten. Die amtsge-
richtliche Entscheidung, die 
Klage abzuweisen, sei daher zu-
treffend gewesen. Unter Aufhe-
bung des Berufungsurteils stellte 
daher der BGH das amtsgerichtli-
che Urteil wieder her, XII ZR 
36/21.

 
 

WEG-Recht 
 

Fluch der guten Tat: Wenn der WEG-Verwalter vom Beschluss abweicht, wird es teuer 
 

 
 
Im Jahre 2014 beschlossen die 
Wohnungseigentümer einer 
WEG im Landgerichtsbezirk Lü-
neburg die Erneuerung der Ein-
gangstüren und der Briefkasten-
anlage mit einem Auftragsvolu-
men von rund 40.000 €. Den Zu-
schlag sollte Firma „B“ bekom-
men. Die WEG-Verwalterin er-
teilte demgegenüber dem Unter-
nehmen „M-UG“ den Zuschlag, 
weil deren Angebot günstiger 
ausfiel. Das Unternehmen er-
brachte die Leistungen zu einem 
Preis von gut 36.000 €. Die Ver-
walterin bezahlte die Rechnung 
mit Mitteln der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft. Die „M-UG“ 
musste Insolvenz anmelden. Die 
Eröffnung des Verfahrens 

scheiterte an einer genügenden 
Masse.  Eine nachträgliche Ge-
nehmigung der Abweichung vom 
Beschluss erteilten die Woh-
nungseigentümer nicht. Statt-
dessen verklagten sie die inzwi-
schen aus dem Amt ausgeschie-
dene WEG-Verwalterin auf Er-
stattung der geleisteten Zahlun-
gen von rund 36.000 €. Die Ver-
walterin hielt der Klage die Berei-
cherung der ausgeführten Werk-
arbeiten entgegen. Das Amtsge-
richt Achim gab der Klage statt. 
Die Berufung gegen das Urteil 
hatte keinen Erfolg. Das Landge-
richt Lüneburg führte aus, die 
Verwalterin habe keine Gegen-
ansprüche. Sie sei nicht berech-
tigt gewesen, die andere Gesell-
schaft zu beauftragen und zu be-
zahlen. Der BGH habe im Urteil 
vom 14.6.2019, V ZR 254/17 (vgl. 
ZIV 2019, 30) entschieden, dass 
ein einzelner Wohnungseigentü-
mer keinen Erstattungsanspruch 
aus Bereicherungsrecht oder Ge-
schäftsführung ohne Auftrag 

zustehe, wenn er eigenmächtig 
Instandsetzungsmaßnahmen 
durchführe. Für den WEG-Ver-
walter gelte nichts anderes, 
wenn er von den Beschlussvor-
gaben abweiche. 
 
Im Urteil vom 10.12.2021 kas-
sierte der BGH die Vorinstanzen 
und stellte eine Abgrenzung zur 
vorgenannten BGH-Entschei-
dung her. Für den zu entschei-
denden Fall sei das Gesetz in der 
bis zum 30.11.2020 geltenden 
Fassung anzuwenden, da der 
Sachverhalt bereits zum 
1.12.2020 abgeschlossen war 
(vgl. BGH-Urteil vom 16.1.2009, 
V ZR 74/08 – ZIV 2009, 9). Aller-
dings bestätigte der V. Zivilsenat 
die Ansicht der Vorinstanzen, 
wonach die WEG-Verwalterin 
nach §§ 675 Abs. 1, § 667 BGB 
die Gelder herauszugeben habe, 
die sie der „M-UG“ bezahlt habe. 
Ob daneben auch ein Schadens-
ersatzanspruch nach § 280 Abs. 1 
BGB bestehe, weil die unbefugte 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5a35e0914ca0da1d38bcec3d1c09750c&nr=128501&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=5a35e0914ca0da1d38bcec3d1c09750c&nr=128501&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Auftragsvergabe eine Pflichtver-
letzung darstelle, könne für den 
Rechtsstreit dahin stehen. 
 
Rechtsfehlerhaft sei aber die An-
sicht der Vorinstanzen, wonach 
der WEG-Verwalterin kein Ge-
genanspruch zustehe. Dem Ver-
walter stünde grundsätzlich ein 
Anspruch auf Ersatz der ihm bei 
der Geschäftsführung für die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft entstandenen Aufwen-
dungen nach § 670 BGB zu. Es ge-
höre zum gesetzlichen Leitbild 
des Verwaltervertrages, dass die 
Kosten der Ausführung der Ge-
schäftsbesorgung nicht vom Be-
auftragten, sondern vom Auf-
traggeber zu tragen seien, in des-
sen Interesse die Geschäftsbe-
sorgung erfolge (vgl. BGH-Urteil 
vom 18.2.2011, V ZR 197/10 – 
ZIV 2011, 7). 
 
Es sei in der Rechtsprechung und 
Lehre umstritten, ob dem Ver-
walter, der eigenmächtig In-
standsetzungs- oder Instandhal-
tungsarbeiten in Auftrag gäbe, 
ohne hierdurch durch einen Be-
schluss oder seine Notgeschäfts-
führungskompetenz ermächtigt 
zu sein, ein Erstattungsanspruch 
zustehen könne. Der BGH ent-
schied nun, dass ein solcher An-
spruch bestehen könne. Er be-
gründete dies mit der Rolle des 
Verwalters, der über kleinere 
Maßnahmen der Instandsetzung 
und Instandhaltung autonom 
entscheiden dürfe. Damit sei – 
im Gegensatz zum eigenmächtig 
handelnden Wohnungseigentü-
mer – klargestellt, dass der Vor-
rang der Entscheidungskompe-
tenz der Wohnungseigentümer 
diesbezüglich nicht uneinge-
schränkt gelte. Hinzu käme, dass 

die Wohnungseigentümer Ent-
scheidungskompetenzen diesbe-
züglich in beschränktem Umfang 
auf den Verwalter übertragen 
könnten, wenn die Kompetenz-
verlagerung für den einzelnen 
Wohnungseigentümer nur zu ei-
nem begrenzten und überschau-
baren  finanziellen Risiko führe 
(vgl. BGH-Urteil vom 11.6.2021, 
V ZR 215/20 - ZIV 2021, 60).  
 
Diese Rechtsansicht berücksich-
tige dennoch die Interessen der 
Wohnungseigentümer. Da der 
Verwalter sich über den Willen 
der Wohnungseigentümer hin-
weg setze, könne es keinen An-
spruch nach den Regelungen der 
Geschäftsführung ohne Auftrag 
geben, sondern nur nach Berei-
cherungsrecht. Damit sei sicher 
gestellt, dass die Wohnungsei-
gentümer keinen Ersatz für Maß-
nahmen leisten müssten, die für 
sie ohne Wert seien.  
 
Der BGH unterschied im Weite-
ren drei mögliche Fallgestaltun-
gen. (1.) Der Verwalter hat kei-
nen Beschluss oder setzt sich 
über einen Beschluss hinweg, 
(2.) wie (1.), nur mit der Beson-
derheit, dass die Maßnahme der 
Planung der Wohnungseigentü-
mer entsprach und (3.) der Ver-
walter beauftragt eigenmächtig 
ein anderes Unternehmen. 
Im ersten Fall stünde dem Ver-
walter nur insoweit ein Erstat-
tungsanspruch zu, als in der Im-
mobilie ein Wertzuwachs festzu-
stellen sei. Im zweiten Fall 
müsste die Wohnungseigentü-
mergemeinschaft die ersparten 
Aufwendungen erstatten. Im 
dritten Fall sei eine Reduzierung 
des Ersatzanspruchs möglicher-
weise gerechtfertigt. Dies 

komme namentlich in Betracht, 
wenn wie vorliegend die Durch-
setzung von möglichen Gewähr-
leistungsansprüchen gegen das 
vom Verwalter ausgewählte Un-
ternehmen weniger erfolgver-
sprechend erschienen oder es 
den Wohnungseigentümern ge-
rade darauf ankam, die beste-
hende Geschäftsbeziehung zur 
eigentlich gewählten Firma zu 
festigen, um sich für die Zukunft 
Vorteile zu sichern, wie etwa 
eine bevorzugte Auftragsbear-
beitung. Die sich hieraus erge-
benden wirtschaftlichen Nach-
teile könnten – abhängig vom 
Einzelfall – einen Abschlag vom 
Erstattungsanspruch von bis zu 
20% rechtfertigen. 
 
Bereicherungsschuldnerin sei in 
jedem Fall die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft. Soweit sich 
aus dem Urteil vom 25.9.2015 (V 
ZR 246/14 – ZIV 2016, 8) etwas 
anderes ergeben sollte, erklärte 
der BGH, hieran nicht mehr fest-
halten zu wollen. 
 
Der Rechtsstreit wurde an die 
Vorinstanz zurück verwiesen. Zur 
Ermittlung der ersparten Auf-
wendungen sei der Wert der 
Leistung zu ermitteln, wobei 
Mängel im Gewerk entspre-
chend mindernd zu berücksichti-
gen seien. Ferner sei ein Ab-
schlag vorzunehmen, weil nicht 
das ortsansässige Traditionsun-
ternehmen gewählt wurde, son-
dern ein inzwischen insolventes 
Unternehmen, gegen das keine 
Gewährleistungsansprüche 
mehr durchgesetzt werden 
könnten, V ZR 32/21.

 
 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=1c2795ee601d224f72180ca0b65c2652&nr=128261&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Zur fristlosen Abberufung des WEG-Verwalters 
 
Die WEG-Verwalterin einer 
Mehrhausanlage in Berlin er-
stellte jährlich die Hausgeldab-
rechnungen hausweise und lies 
auch hausweise über die Abrech-
nungen beschließen. 2018 
wurde gegen die Beschlüsse Be-
schlussmängelklagen erhoben, 
die erfolgreich waren. Das zu-
ständige Amtsgericht erklärte 
die Beschlüsse für nichtig, weil 
nach der Gemeinschaftsordnung 
die Bildung von Untergemein-
schaften nicht vorgesehen sei. 
Bei einer Eigentümerversamm-
lung beschlossen die Wohnungs-
eigentümer im Nachgang hierzu, 
dass für die Jahre 2016 bis 2018 
neue Gesamtabrechnungen zu 
erstellen seien. Daneben gab es 
einen weiteren Beschlussantrag, 
wonach die Verwalterin aus 
wichtigem Grund außeror-
dentlich abberufen und der Ver-
waltervertrag aus wichtigem 
Grund zum 31.12.2019 gekün-
digt werden solle. Der Beschluss-
antrag wurde mehrheitlich abge-
lehnt.  
 
Hiergegen wandten sich einzelne 
Eigentümer mit einer Anfech-
tungsklage zum Amtsgericht und 
beantragten ergänzend, dass der 
abgelehnte Beschluss durch eine 
in das Ermessen des Gerichts ge-
stellte Entscheidung ersetzt wer-
den solle (Beschlussersetzungs-
klage). Der Klage blieb beim 
Amts- und Landgericht der Erfolg 
versagt. 
 
Das Landgericht vertrat die Auf-
fassung, dass kein Anspruch auf 
Abberufung der WEG-Verwalte-
rin bestünde, weil sowohl die Ab-
berufung der Verwalterin, als 
auch die Kündigung des Verwal-
tervertrages innerhalb 

angemessener Zeit nach Be-
kanntwerden der relevanten Tat-
sachen erfolgen müsse. Die an-
geblichen Verfehlungen der 
Jahre 2012 bis 2018 könnten da-
her keine Berücksichtigung fin-
den. Die verbleibenden Tatsa-
chen stellten keinen wichtigen 
Grund dar. Hiergegen wandten 
sich die Eigentümer mit der vom 
Landgericht zugelassenen Revi-
sion zum BGH. 
 
Im Urteil vom 25.2.2022 warf der 
BGH zunächst die Frage auf, ob 
die Klage nach der Gesetzesno-
vellierung zum 1.12.2020 über-
haupt noch zulässig sei. Die Klä-
ger hatten eine sogenannte Be-
schlussersetzungsklage nach 
§ 21 Abs. 8 WEG a.F. erhoben. 
Nach dieser Vorschrift konnte 
ein Wohnungseigentümer die 
Entscheidung des Gerichts nach 
billigem Ermessen einfordern, 
wenn eine nach § 21 Abs. 4 WEG 
gebotene Maßnahme von den 
übrigen Wohnungseigentümern 
abgelehnt worden war (vgl. 
hierzu BGH-Urteil vom 4.5.2018, 
V ZR 203/17 – ZIV 2018, 46). 
Nach § 48 Abs. 5 WEG sollten 
zurzeit des Inkrafttreten des no-
vellierten WEG bereits anhän-
gige Anfechtungsklagen nach al-
tem Prozessrecht bis zum Ver-
fahrensabschluss behandelt wer-
den. Die Vorschrift weise aller-
dings hinsichtlich der Beschlus-
sersetzung nach § 21 Abs. 8 WEG 
eine planwidrige Regelungslücke 
auf. Er schloss diese, in dem er 
die Regelung in § 48 Abs. 5 WEG 
auf diesen Fall analog anwen-
dete. Hinzu kam, dass nach dem 
neuen Recht sich der Anspruch 
auf ordnungsmäßige Verwaltung 
(§ 21 Abs. 4 WEG) nicht mehr ge-
gen die übrigen Eigentümer 

richtet, sondern gegen die WEG. 
Auch dieses Rechtsproblem 
werde in der Rechtsprechung un-
terschiedlich beurteilt. In Be-
tracht käme ein Parteiwechsel 
auf Beklagtenseite (vgl. BGH-Ur-
teil vom 7.5.2021, V ZR 299/19 – 
ZIV 2021, 44). Auch dies sei auf-
grund der analogen Anwendung 
nicht erforderlich. Andernfalls 
käme es in entsprechenden 
Rechtsstreitigkeiten zur Aufspal-
tung. Die Beschlussanfechtungs-
klage verbliebe bei den Beklag-
ten (vgl. hierzu BGH-Urteil vom 
16.7.2021, V ZR 163/20 – ZIV 
2021, 60 und BGH-Urteil vom 
16.7.2021, V ZR 163/20 – ZIV 
2021, 59), die Beschlusserset-
zungsklage müsste gegen den 
Verband gerichtet werden.  
 
In der Sache selbst wich der BGH 
von der Linie der Vorinstanzen 
inhaltlich ab. Das Berufungsge-
richt habe einen Anspruch der Ei-
gentümer auf Abberufung der 
Verwalterin rechtsfehlerhaft ver-
neint. Durch die Gesetzesnovel-
lierung habe sich keine Änderung 
dahingehend ergeben, dass ein 
einzelner Wohnungseigentümer 
einen Anspruch auf außeror-
dentliche Abberufung des WEG-
Verwalters haben könne. Dieser 
Anspruch sei gegeben, wenn ein 
Festhalten am bisherigen Ver-
walter aus objektiver Sicht nicht 
vertretbar erscheine (vgl. BGH-
Urteil vom 10.2.2012, V ZR 
105/11 – ZIV 2012, 20). „Nicht 
vertretbar“ bedeute nicht, dass 
unerfüllbare Anforderungen an 
den Abberufungsgrund zu stellen 
seien, vielmehr reiche es aus, 
wenn in der Gesamtschau allein 
die Abberufung dem Interesse 
der Gesamtheit der Wohnungs-
eigentümer nach billigem 
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Ermessen entspräche (vgl. BGH-
Urteil vom 10.2.2012, V ZR 
105/11 – ZIV 2012, 20). 
 
Mit welchem Gewicht länger zu-
rück liegende Geschehnisse zu 
berücksichtigen seien, entziehe 
sich einer allgemeinen 

Betrachtung. Auch ältere Verfeh-
lungen könnten die Gesamtab-
wägung in einem anderen Licht 
erscheinen lassen, insbesondere 
wenn die Gesamtschau „das Fass 
zum Überlaufen bringe“. Die 
hierfür erforderliche, umfas-
sende Gesamtwürdigung der 

Umstände des Falles habe das 
Berufungsgericht nicht vorge-
nommen. Der V. Zivilsenat ver-
wies daher den Rechtsstreit zu-
rück an das Berufungsgericht, 
um diese Gesamtwürdigung 
nachzuholen, V ZR 65/21.

  
 

Unterlassungsansprüche gegen den zweckwidrig nutzenden Eigentümer 
 
Eine Wohnungseigentümerin im 
Gerichtssprengel des AG Frank-
furt/M. beabsichtigte ihre Woh-
nung grundlegend umzugestal-
ten. Sie besaß die Erdgeschoss-
wohnung einer kleinen WEG-
Wohnanlage und zudem vier Kel-
lerräume. In der Gemeinschafts-
ordnung war geregelt, dass die 
Wohnungseigentümer ihre Kel-
lerräume umbauen dürfen und 
zu jedem Zweck nutzen dürfen, 
solange damit keine über das üb-
liche Maß hinaus gehenden Ge-
räuschbelästigungen verbunden 
seien. 
 
Die Erdgeschosseigentümerin 
beabsichtigte ein Gästezimmer 
mit einem Treppenzugang zur 
Gartenterrasse herzustellen. Um 
die für Wohnräume notwendige 
Raumhöhe zu schaffen, sollte  
daneben das Fundament des Ge-
bäudes in diesem Bereich 25 cm 
tiefer gegründet werden und ein 
Zugang zur Wohnung über ein 
Deckendurchbruch erzielt wer-
den. Die Baumaßnahmen waren 
Gegenstand einer Eigentü-
merversammlung, die allerdings 
ergebnislos verlief. Die Bauauf-
sichtsbehörde verhängte ein 
Baustopp; daneben wurde eine 
einstweilige Verfügung erwirkt, 
die weiteren Baumaßnahmen 
einzustellen. 
 

Eine Eigentümernachbarin einer 
Wohneinheit im 2. Obergeschoss 
verklagte schließlich die Erdge-
schosseigentümerin und stellte 
vier Klageanträge: (1.) Auskunft 
über die bereits erfolgten Bauar-
beiten (2.) Zutrittsgewährung 
mit einem Sachverständigen (3.) 
Wiederherstellung des Fußbo-
denaufbaus im Keller und Besei-
tigung des Deckendurchbruchs 
(4.) Unterlassung der Wohnnut-
zung in den Kellerräumen.  
 
Das Amtsgericht Frankfurt/M. 
gab der Klage mit Ausnahme des 
Rückbaus des Deckendurch-
bruchs statt. Die Berufung der 
Erdgeschosseigentümerin blieb 
der Erfolg versagt. Mit der vom 
Landgericht zugelassenen Revi-
sion zog die Eigentümerin vor 
den Bundesgerichtshof nach 
Karlsruhe. 
 
Während des Revisionsverfah-
rens erreichte den Senat ein 
Schreiben des WEG-Verwalters, 
dass die Wohnungseigentümer 
beschlossen hätten, der Nach-
bareigentümerin zu untersagen, 
die im Prozess verfolgten An-
sprüche gegen die Erdgeschoss-
eigentümerin geltend zu ma-
chen. 
 
Das Landgericht Frankfurt/M. 
vertrat in seinem Urteil die Auf-
fassung, dass der 

Nachbareigentümerin die Pro-
zessführungsbefugnis der rekla-
mierten Ansprüche fehle. Nach 
§ 9a Abs. 2 WEG sei die Gemein-
schaft für die Ansprüche nach 
§ 1004 BGB auf Beseitigung von 
Beeinträchtigungen des Gemein-
schaftseigentums ausschließlich 
zuständig. Die Regelung in § 9a 
WEG sei ab dem Inkrafttreten 
des WEG am 1.12.2020 anwend-
bar, weil es im Gesetz nur eine 
Übergangsvorschrift für das Ver-
fahrensrecht gäbe (§ 48 Abs. 5 
WEG). 
 
Der BGH bestätigte das Beru-
fungsgericht im Urteil vom 
28.1.2022 nur im Ergebnis. Wie 
der BGH bereits entschieden 
habe (BGH-Urteil vom 7.5.2021, 
V ZR 299/19 – ZIV 2021, 44, BGH-
Urteil vom 1.10.2021, V ZR 48/21 
– ZIV 2021, 96) bestehe für Kla-
gen, die vor dem 1.12.2020 ein-
gereicht wurden, die Prozessfüh-
rungsbefugnis fort, bis dass eine 
schriftliche Äußerung des nach 
§ 9b WEG vertretungsberechtig-
ten Organs vorliege, die einen 
entgegenstehenden Willen der 
Wohnungseigentümergemein-
schaft zum Ausdruck bringe. Eine 
entsprechende Äußerung lag 
dem Berufungsgericht bis zum 
Schluss der mündlichen Ver-
handlung nicht vor, dafür aber 
dem Bundesgerichtshof (zu den 
Anforderungen an die Erklärung, 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=425610af4b187b9129ecfd12dc5a243d&nr=128264&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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vgl. BGH-Urteil vom 28.1.2022, V 
ZR 106/21 – in dieser Ausgabe). 
Damit sei sowohl die Prozessfüh-
rungsbefugnis als auch die Aktiv-
legitimation der Nachbareigen-
tümerin für ihre Klage entfallen. 
Ein Abwehranspruch aus § 1004 
BGB wird von der Gesetzesände-
rung nicht tangiert, wenn es um 
Störungen des Sondereigentums 
ginge; dies gelte auch, wenn zu-
gleich eine Störung des Gemein-
schaftseigentums gegeben sei 
(vgl. BGH-Urteil vom 11.6.2021, 
V ZR 41/19 – ZIV 2021, 63). Aller-
dings lasse sich dem Klagevor-
bringen der Nachbareigentüme-
rin keine solche Beeinträchti-
gung entnehmen. Die Darstel-
lung, die Statik des Gebäudes 
werde durch die Arbeiten tan-
giert, sei zwar auch für das Son-
dereigentum von elementarer 
Bedeutung. Das ändere aber 
nichts daran, dass sich die Stör-
quelle im Bereich des Gemein-
schaftseigentums befinde und 

daher ein koordiniertes Vorge-
hen der WEG erforderlich sei.  
Auch die Unterlassung der 
Wohnnutzung in den Kellerräu-
men (Klageantrag 4) könne die 
Nachbareigentümerin nicht be-
anspruchen. Nach der vormali-
gen Rechtslage konnte jeder Ei-
gentümer von einem Miteigen-
tümer die Unterlassung einer 
zweckwidrigen Nutzung fordern, 
§ 15 Abs. 3 WEG a.F. (vgl. BGH-
Urteil vom 27.10.2017,  V ZR 
193/16 – ZIV 2017, 80). Diese 
zweckwidrige Nutzung sei nach 
der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs zugleich eine Verlet-
zung des Eigentums der übrigen 
Sondereigentümer. Dies be-
gründe einen Unterlassungsan-
spruch des einzelnen Wohnungs-
eigentümers gemäß § 1004 Abs. 
1 BGB und zwar auch gegen ei-
nen Mieter eines Miteigentü-
mers (vgl. BGH-Urteil vom 
25.10.2019, V ZR 271/18 – ZIV 
2019, 92). Die Rechtslage habe 
sich durch die Neufassung des 

Wohnungseigentumsgesetzes 
zum 1.12.2020 insoweit eben-
falls geändert. Entsprechende 
Unterlassungsansprüche könn-
ten nunmehr nur noch von der 
prozessführungsbefugten (§ 9a 
WEG) Wohnungseigentümerge-
meinschaft geltend gemachten 
werden (vgl. BGH-Urteil vom 
16.7.2021, V ZR 284/19 – ZIV 
2021, 76). Der Unterlassungsan-
spruch nach § 1004 BGB be-
stünde aber fort. Lehne die Woh-
nungseigentümergemeinschaft 
es ab, gegen eine zweckwidrige 
Nutzung vorzugehen, könne der 
einzelne Wohnungseigentümer 
unter den Voraussetzungen des 
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 WEG (Anspruch 
auf ordnungsmäßige Verwaltung 
und Benutzung) ein Einschreiten 
beanspruchen und mit einer Be-
schlussersetzungsklage durch-
setzen. Unter welchen Voraus-
setzungen im Einzelnen eine 
Pflicht zum Einschreiten anzu-
nehmen sei, sei noch ungeklärt, 
V ZR 86/21.

 
 

Wohnungseigentümer vs. Supermarktmieter (Unterlassung) 
 
In Wiesbaden verklagte eine 
Wohnungseigentümerin den Su-
permarktbetreiber, der Flächen 
in der Wohnanlage angemietet 
hatte. Die Wohnanlage bestand 
aus mehreren Gebäuden. Die 
Wohnungseigentümerin (nach-
folgend: Eigentümerin) be-
wohnte eine Dachgeschosswoh-
nung in einem Hinterhaus. Das 
Hinterhaus war erreichbar über 
einen Fußweg mit Treppen oder 
über die daneben befindliche, als 
Rampe ausgebildete Feuerwehr-
zufahrt. 
 
Streit entstand innerhalb der 
Wohnungseigentümergemein-
schaft, weil der Supermarkt die 

Feuerwehrzufahrt für Warenan-
lieferungen nutzte. 2008 wurde 
interimsweise eine Vereinba-
rung beschlussweise getroffen, 
wonach pro Tag nur maximal ein 
LKW in der Zeit von 7 bis 12 Uhr 
befugt sein sollte, die Feuer-
wehrzufahrt als Anlieferzone zu 
nutzen. Weitergehende Anliefe-
rungen sollten straßenseitig über 
den Vordereingang erfolgen. 
Nach zwei Jahren sollte eine Eva-
luation des Kompromisses erfol-
gen. 
 
Anschließend erhielt der Super-
markt zweimal in der Woche 
eine LKW-Anlieferung über die 
Feuerwehrzufahrt. Das Ausladen 

dauerte jeweils rund eineinhalb 
Stunden. Die gehbehinderte Ei-
gentümerin fühlte sich erheblich 
eingeschränkt, weil sie in dieser 
Zeit nur den Fußweg mit Treppen 
nutzen konnte. Sie schaltete die 
Bauaufsichtsbehörde ein, die ein 
Einschreiten ablehnte. 
 
Sie verklagte schließlich beim 
Landgericht Wiesbaden den Su-
permarktbetreiber die Anliefe-
rung durch Nutzung der Feuer-
wehrrampe zu unterlassen. Das 
Landgericht wies die Klage ab. Im 
laufenden Berufungsverfahren 
teilte die Hausverwaltung dem 
Oberlandesgericht Frankfurt/M. 
mit, dass die Wohnungs-

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=7e5ab193cd1727641da556ac2aa4abed&nr=128105&pos=0&anz=2&Blank=1.pdf
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eigentümergemeinschaft einen 
Beschluss bereits 2008 hierzu ge-
fasst (s.o.) habe. Ferner führte 
die Hausverwaltung im Schrei-
ben aus: 
 
„Die im Beschluss genannte 
Rampe, die teilweise zugleich als 
Feuerwehrzufahrt dient, gehört 
zum Gemeinschaftseigentum. 
Als Vertreterin der WEG teilen 
wir mit, dass mit der Nutzung der 
Rampe / Feuerwehrzufahrt in Zu-
sammenhang stehenden Rechte 
von der Gemeinschaft der Woh-
nungseigentümer ausgeübt wer-
den.“ 
 
Das Oberlandesgericht änderte 
das Urteil des Landgerichts und 
gab dem Unterlassungsantrag 
statt. Im Urteil führte das OLG 
Frankfurt/M. u.a. aus, dass die 
Eigentümerin prozessführungs-
befugt sei. Die Regelung in § 9a 
WEG stelle kein Hindernis dar, 
weil die Eigentümerin eine Be-
einträchtigung des Sondereigen-
tums geltend mache, weil sie die 
barrierefreie Erreichbarkeit ihrer 
Wohnung beanspruche. Sie habe 
einen Unterlassungsanspruch 
nach § 1004 BGB. Der Beschluss 
der Wohnungseigentümer be-
grenze den Anspruch nicht, weil 
er nichtig sei. Er verstoße gegen 
§ 5 der Hessischen Bauordnung, 
der ein absolutes Halteverbot in 
Feuerwehrzufahrten anordne. 
Ein Verstoß gegen baupolizeili-
che Regelungen führe nicht 
grundsätzlich zu einer Nichtigkeit 
nach § 134 BGB. Vorliegend sei 
dies aber anders, weil die Vor-
schrift auch zivilrechtlich einen 
effektiven Brandschutz gewähr-
leisten müsse. 
 
Hiergegen wandte sich wiede-
rum der Supermarktbetreiber 
mit seiner Revision zum BGH. Die 
Revision hatte keinen Erfolg. Im 

Urteil vom 28.1.2022 führte der 
V. Zivilsenat aus, dass die Klage 
der Eigentümerin zulässig sei. 
Insbesondere läge die erforderli-
che Prozessführungsbefugnis 
vor. Diese ergäbe sich allerdings 
nicht, weil sie eine Störung ihres 
Sondereigentums geltend ma-
che. Eine solche Störung ergäbe 
sich aus dem Klagevortrag nicht, 
weder aus dem erschwerten Zu-
gang, noch aus brandschutz-
schutzrechtlichen Erwägungen. 
Abwehransprüche gegen einen 
Miteigentümer könnte ein Woh-
nungseigentümer auf § 14 Abs. 2 
Nr. 1 WEG oder auch § 1004 BGB 
stützen; ginge die Störung wie 
vorliegend von einem Mieter 
aus, komme nur ein Anspruch 
nach § 1004 BGB in Betracht. Die 
hier behaupteten Störungen be-
träfen die im Gemeinschaftsei-
gentum stehende Feuerwehrzu-
fahrt und nicht das Sondereigen-
tum. 
 
Störungen des gemeinschaftli-
chen Eigentums könnten gemäß 
§ 9a Abs. 2 WEG grundsätzlich al-
lein durch die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft abgewehrt 
werden und zwar auch dann, 
wenn das Sondereigentum mit-
telbar tangiert sei, etwa weil der 
Verkehrswert sinke oder die Ver-
mietbarkeit des Sondereigen-
tums erschwert werde (vgl. BGH-
Urteil vom 5.12.2014, V ZR 5/14 
– ZIV 2104, 79). Die Gehbehinde-
rung nötige keine andere Bewer-
tung ab, weil die Wohnung der 
Eigentümerin im Hause selbst 
nur über Treppen erreichbar sei. 
Daran gemessen stehe der Ei-
gentümerin keine Prozessfüh-
rungsbefugnis zu. Unterlassungs- 
und Beseitigungsansprüche we-
gen Hindernissen im Bereich des 
Gemeinschaftseigentums könn-
ten grundsätzlich nur durch die 

Wohnungseigentümergemein-
schaft gerichtlich geltend ge-
macht werden, § 9a WEG. Rele-
vant sei insoweit, dass sich die 
Störungsquelle im Bereich des 
Gemeinschaftseigentums be-
finde (vgl. BGH-Urteil vom 
28.1.2022, V ZR 86/21 – in dieser 
Ausgabe). Die Prozessführungs-
befugnis bestehe aber aus-
nahmsweise zugunsten der Ei-
gentümerin, weil diese die Klage 
vor dem 1.2.2020 eingereicht 
habe, also zu einer Zeit, als die 
WEG-Novelle noch nicht in Kraft 
getreten war. Nach der Recht-
sprechung des Bundesgerichts-
hofs bestehe die Prozessfüh-
rungsbefugnis nach Inkrafttreten 
des neuen WEG fort, solange das 
vertretungsberechtigte Organ 
der WEG dem nicht widersprä-
che (vgl. BGH-Urteil vom 
7.5.2021, V ZR 299/21 – ZIV 
2021, 44). Ein Widerspruch läge 
indessen nicht vor. Aufgrund der 
Vertretungsmacht des Verwal-
ters im Außenverhältnis (§ 9b 
Abs. 1 WEG) komme es auf die 
Frage, ob der Beschluss, auf den 
sich die Hausverwaltung berief, 
ob dieser nichtig ist, nicht an. 
Auch eine Aussetzung des Ver-
fahrens käme im Falle einer Be-
schlussanfechtung nicht in Be-
tracht. Die Äußerung der Haus-
verwaltung sei nicht eindeutig. 
Hierauf habe der Senat hinge-
wiesen, ohne dass eine Reaktion 
erfolgt sei. Die Prozessführungs-
befugnis bestehe daher fort. 
 
Sie scheitere auch nicht daran, 
dass die Rechtsverfolgung durch 
den Beschluss – nach altem 
Recht – vergemeinschaftet wor-
den sei. Der Beschluss verstoße 
gegen § 5 Abs. 2 HBO und sei da-
her nach § 23 Abs. 4 WEG nichtig, 
so dass es auch zu keiner Verge-
meinschaftung der Rechtsverfol-
gung gekommen sei. 
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Auf die Einhaltung von § 5 Abs. 2 
HBO könne rechtswirksam nicht 
verzichtet werden, weil sie der 
Gefahrenabwehr diene und den 
Versicherungsschutz im Brand-
fall sichere. Unzutreffend sei die 
anderslautende Entscheidungen 

des OLG Hamm (NZM 2001, 1084 
– zu Kinderwägen im Treppen-
haus sowie BGH-Urteil vom 
11.11.2006, V ZR 46/06). 
 
Die Klage sei auch begründet. Die 
Eigentümerin stehe wegen der 

wiederholten Eigentumsbeein-
trächtigungen ein aus ihrem Mit-
eigentum abgeleiteter  Unterlas-
sungsanspruch nach § 1004 Abs. 
gegen den Supermarktbetreiber 
zu, V ZR 106/21.

 
 

Pflichten des Gerichts bei Versäumung der Berufungsfrist 
 
Eine Wohnungseigentümerge-
meinschaft klagte vor dem Amts-
gericht Essen gegen ihren ehe-
maligen WEG-Verwalter auf Her-
ausgabe der Verwaltungsunter-
lagen und obsiegte. Das den Par-
teien zugestellte Urteil enthielt 
eine Rechtsmittelbelehrung, wo-
nach gegen das Urteil Berufung 
zum Landgericht Dortmund ein-
gereicht werden könne. Der Pro-
zessbevollmächtigte des Verwal-
ters legte fristgemäß Berufung 
ein, allerdings zum unzuständi-
gen Landgericht Essen. 
 
Der Prozessbevollmächtigte der 
Wohnungseigentümergemein-
schaft wies auf die Unzuständig-
keit des angerufenen Gerichts 
hin. Der Verwalteranwalt nahm 
daraufhin die Berufung zurück 
und legte beim zuständigen 
Landgericht Dortmund Berufung 
ein. Da die Berufungsfrist bereits 
verstrichen war, beantragte er 
zudem die Wiedereinsetzung in 
den vorherigen Stand. Das Beru-
fungsgericht bestätigte seine Zu-
ständigkeit, wies den 

Wiedereinsetzungsantrag zurück 
und verwarf die Berufung man-
gels Fristwahrung. Diese Ent-
scheidung wurde schließlich dem 
Bundesgerichtshof zur Überprü-
fung zugeführt. Im Beschluss 
vom 9.12.2021 bestätigte der V. 
Zivilsenat, dass eine Wiederein-
setzung nicht in Betracht käme, 
weil ein Verschulden des Pro-
zessbevollmächtigten vorläge. 
Das Verschulden sei nur dann für 
den Wiedereinsetzungsantrag 
nicht relevant, wenn die Unzu-
ständigkeit des angerufenen Ge-
richts „ohne Weiteres“ bzw. 
„leicht und einwandfrei“ zu er-
kennen sei und die nicht recht-
zeitige Aufdeckung der nicht ge-
gebenen Zuständigkeit auf ei-
nem offenkundig nachlässigen 
Fehlverhalten des angerufenen 
Gerichts beruhe (vgl. BVerfG 
NJW 2006, 1579). Ein solcher Fall 
sei etwa gegeben, wenn der 
Rechtsmittelführer die Berufung 
an das Gericht richte, das das an-
gegriffene Urteil erlassen habe 
(vgl. BGH-Beschluss vom 
21.2.2018, IV ZB 18/17). Der 

Widerspruch zum in der Rechts-
mittelbelehrung angegebenen 
Urteil offenbare kein Fehlverhal-
ten des Berufungsgerichts. Es sei 
nicht auszuschließen, dass der 
Rechtsmittelführer aufgrund der 
ihm obliegenden eigenständigen 
Prüfung das in der Belehrung an-
gegebene Gericht für unzustän-
dig erachtet und daher die Beru-
fung an das von ihm als zuständig 
erachtete Gericht adressierte. 
Hinzu käme, dass Streitigkeiten 
unter Beteiligung einer Woh-
nungseigentümergemeinschaft 
regelmäßig einen nicht geringen 
Prüfungsaufwand dahingehend 
erforderten, ob eine wohnungs-
eigentumsrechtliche Streitigkeit 
oder eine allgemeine Zivilstrei-
tigkeit vorliege. Die Prüfung der 
Zuständigkeit sei daher auch un-
ter diesem Gesichtspunkt nicht 
„leicht und einwandfrei“. Man-
gels Fehlverhalten des Beru-
fungsgerichts wurde daher die 
Entscheidung des Landgerichts 
Dortmund bestätigt, V ZB 12/21.

 
 

 
 
 
 
 

https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=6d291047a1ceff9925ab38f7e170ed01&nr=128477&pos=0&anz=2&Blank=1.pdf
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=3670beadb89f91c48b542acaef31bb8a&nr=126039&pos=0&anz=1&Blank=1.pdf
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Veranstaltungen 
    

 
 
Seminarübersicht 

 

 Alle Preise netto** 
 

Neue Strukturen der WEG mit dem Schwerpunkt „rechtliche Stel-
lung des WEG-Verwalters in Wohnungseigentümergemein-
schaft“/5h 
Referent: Richter am Landgericht Dr. Peter Kieß, Landgericht Dresden 

 

229,00 € 

Der Gesetzgeber hat die Wohnungseigentümergemeinschaft mit dem seit dem 
1.12.2020 geltenden WEMoG mit einer ganz neuen Struktur versehen. Im Au-
ßenverhältnis ist der Verwalter nunmehr wie ein Organ Vertreter der Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer. Auch im Innenverhältnis wurde alles neu 
strukturiert und organisiert. Zudem verlangt der Gesetzgeber bei Neubestellun-
gen ab dem 1.12.2022 den „zertifizierten Verwalter“. 

Das erste Praxisjahr hat gezeigt, dass bei allen Beteiligten viele Unsicherheiten 
über konkrete Aufgaben und Kompetenzen des Verwalters bestehen. Das Se-
minar dient dem Verständnis des neuen Rechts und will den Verwalter mit kon-
kreten Vorschlägen bei der Bewältigung des neuen Rechts unterstützen. 

Hamburg 16.06.2022 

Frankfurt/M. 30.06.2022 

Dresden 07.07.2022 

Leipzig 14.07.2022 

 

Die WEG-Versammlung und besonders schwierige Beschlussla-
gen auch in Zeiten der Corona und der WEG-Novelle/5h 
Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht 

 

229,00 € 

Die perfekte Vorbereitung für den nächsten Versammlungsmarathon in Zeiten 
der Corona und nach der neuen WEG-Novelle. Hier ist alles drin. Neben Übun-
gen zur Versammlungsleitung und Beschlussformulierung werden 10 beson-
dere Beschlussgegenstände, wie z.B. bauliche Änderungen oder die Verwalter-
wahl (vgl. BGH-Urteil vom 18.1.2019, V ZB 324/17) besprochen, bei denen der 
Verwalter besondere Vorsicht walten lassen muss. Natürlich gehören auch alle 
Formalitäten zur Ladung und Abhaltungen von Versammlungen dazu. 

Essen 02.06.2022 

Leipzig*** 09.06.2022 

Frankfurt/M. 23.06.2022 

 

Mangelverfolgung gegenüber dem Bauträger und Ersatzvor-
nahme/5h 
Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht 

 

269,00 € 

Ein schwieriges und haftungsträchtiges Terrain für den Verwalter. Der BGH hat 
in den letzten drei Jahren einige beachtenswerte Entscheidungen veröffent-
licht, die dem Verwalter Einiges abfordern. In Unkenntnis der Erfordernisse ent-
steht ein riesiger Berg Arbeit. Im Seminar werden Fristberechnungen und Be-
schlussanträge ebenso eingeübt, wie Checklisten für den Gutachtern und die 
Eigentümerversammlungen erarbeitet. Der erfahrene Referent bespricht 
ebenso taktische Überlegungen zur Verhandlungsführung mit dem Bauträger 
im Rahmen der Abnahme bzw. vor Ablauf der Gewährleistungsfrist. 

Essen 01.09.2022 
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Erfolgreiche Mietverwaltung von Geschäftsräumen/5h  
Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht, Fachanwalt für Bau- und Architek-
tenrecht 

229,00 € 

Hinweis: Die Fortbildungsverpflichtung richtet sich an Wohnimmobilienverwalter. Das Seminar 
beinhaltet Themen, die nicht für die Verwaltung von Wohnimmobilien notwendig sind. Es wer-
den aber laufend Bezüge zum Wohnraummietrecht hergestellt. Das Zertifikat umfasst daher nur 
4 h (anstatt 5h). 

Der große Irrtum: Gewerbemietverwaltung ist einfacher, weil rechtlich mehr 
Gestaltungsfreiheit besteht. Unsere Teilnehmer staunen im Seminar, was sie 
alles falsch eingeschätzt haben. Erfahren Sie u.a., warum die Untervermie-
tungsanfrage zur Haftungsfalle für Sie wird warum die exakte Beschreibung des 
Mietzwecks so wichtig ist. Daneben werden alle wichtigen Themen wie Schrift-
form und Nebenkostenabrechnung auch abgehandelt. 

Dresden 15.09.2022 

 

Mietminderung und Mieterhöhung/5h 
Referent: Dr. Harald Freytag, Fachanwalt für Miet- und WEG-Recht 

229,00 € 

Lässt der Mietverwalter Mietminderungen oder Mieterhöhungsmöglichkeiten 
auch ohne gesonderte vertragliche Vereinbarung im Verwaltervertrag außer 
acht, macht er sich haftbar (vgl. u.a. OLG Saarbrücken, Urteil vom 8.3.2006, 
NZM 2006, 878). Beide Aufgaben gehören zum Alltagsgeschäft des Mietverwal-
ters. Der erfahrene Referent und Mietanwalt macht sie fit für die notwendigen 
Schritte. 

Hamburg 22.09.2022 

Leipzig 29.09.2022 

**Alle genannten Preise (je Teilnehmer/in) sind Frühbucherpreise** bis circa 4 Wochen vor der Veranstaltung; das genaue 
Datum erfahren Sie unter www.verwalterakademie.de. Für alle Buchungen gelten unsere AGB und unsere Datenschutzbestim-
mungen (abrufbar unter www.verwalterakademie.de) ` 

*** Sonderkonditionen für Leipzig 

 

Verbraucherpreisindex (VPI) 

Die Liste des Verbraucherpreisin-
dex basiert auf dem Indexbasis-
jahr 2015. Im Februar 2019 er-
folgte der Wechsel des Basisjah-
res 2010 auf 2015. Die Änderung 
des Basisjahres findet alle 5 Jahre 
statt. Das statistische Bundesamt 
überarbeitet dabei auch die sta-
tistischen Werte der letzten 5 
Jahre. Erforderlich wird dies vor 
allem aufgrund eines nachträg-
lich ermittelten, geänderten Ver-
braucherverhaltens. 
Vorstehende Darstellungen be-
ziehen sich auf Verträge mit In-
dexanpassung seit dem 

1.1.2003. Für ältere Zeiträume 
kann die Ermittlung der Ände-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien es in der Vergan-
genheit versäumt haben, eine 
Anpassung durchzuführen oder 
ein anderer Index verwandt 
wurde. Das Statistische Bundes-
amt bietet unter dem folgenden 
Link einen Onlinerechner zur Be-
rechnung von Schwellenwerten 
und Veränderungsraten von 
Wertsicherungsklauseln, die auf 
Verbrauchpreisindizes basieren.  

Hinsichtlich des vormals vom 
Bundesamt für Statistik ermittel-
ten Index für die Lebenshaltung 
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmöglichkeit gemäß BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XII ZR 
141/07), ZIV 2009, 47 verwiesen.  
Soweit der Vertrag noch älter ist 
und/oder andere Indizes ver-
wendet wurden, berechnet das 
Statistische Bundesamt gegen 
eine Entgelt von 30 € auch diese 
Teuerungsrate. 

 
 
 
 
 
 

http://www.verwalterakademie.de/
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html
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Basis: 2015 
 

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Januar 98,5 99,0 100,6 102,0 103,4 105,2 106,3 111,5   

Februar 99,2 99,3 101,2 102,3 103,8 105,6 107,0 112,5   

März 99,7 100,0 101,4 102,9 104,2 105,7 107,5 115,3   

April 100,2 100,1 101,8 103,1 105,2 106,1 108,2    

Mai 100,4 100,6 101,8 103,9 105,4 106,0 108,7    

Juni 100,4 100,7 102,1 104,0 105,7 106,6 109,1    

Juli 100,6 101,1 102,5 104,4 106,2 106,1 110,1    

August 100,6 101,0 102,6 104,5 106,0 106,0 110,1    

September 100,4 101,0 102,7 104,7 106,0 105,8 110,1    

Oktober 100,4 101,2 102,5 104,9 106,1 105,9 110,7    

November 99,7 100,5 102,1 104,2 105,3 105,0 110,5    

Dezember 99,7 101,2 102,6 104,2 105,8 105,5 111,1    

 
 
 

Verzugszinssätze 
 

Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines An-
spruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der Mah-
nung gleichgestellt sind die Kla-
geerhebung sowie der Mahnbe-
scheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB). Ei-
ner Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 
nach dem Kalender bestimmt ist, 
die Leistung an ein vorausgehen-
des Ereignis anknüpft, der 
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Gründe den 
sofortigen Eintritt des Verzugs 
rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).Bei Entgeltforderungen 
tritt Verzug spätestens 30 Tage 
nach Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung ein; dies gilt gegen-

über einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur, 
wenn hierauf in der Rechnung 
besonders   hingewiesen wurde, 
(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB). Im Streit-
fall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nöti-
genfalls auch den darauf enthal-
tenen Verbraucherhinweis) bzw. 
den Zugang der Mahnung bewei-
sen.  
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugszins-
satz beträgt für das Jahr fünf Pro-
zentpunkte bzw. für Rechtsge-
schäfte, an denen Verbraucher 
nicht beteiligt sind, neun Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten) 
über dem Basiszinssatz (§ 288 
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB). 

Diese Regelung gilt erst seit 
29.7.2014. Davor belief sich die-
ser Zinssatz auf 8 %, Art. 229 § 34 
EGBGB. Nähere Informationen 
hierzu erhalten Sie auch in der 
ZIV 2014, S. 51. 
 
Der Basiszinssatz verändert sich 
zum 1. Januar und 1. Juli eines je-
den Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Verände-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
größe ist der Zinssatz für die 
jüngste Hauptrefinanzierungs-
operation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden 
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 
BGB). 
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 
Zeitraum  Basis-

zins-
satz % 

Verzugs-
zinssatz % 

Entgelt ohne 
Verbraucher-
beteiligung % 

Zeitraum Basiszins-
satz % 

Ver-
zugs-
zins-
satz % 

Entgelt 
ohne 
Verbrau-
cher-be-
teiligung 
% 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87 

1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62 

1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37 

1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   29.7. bis 31.12.2014* -0,73 4,27 8,27 

1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17   1.7. bis 31.12.2015 -0,83 4,17 8,17 

1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2016 -0,83 4,17 8,17 

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2016 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.1. bis 30.6.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2017 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.1. bis 30.6.2018 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2018  -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 1.1. bis 30.6.2019 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2019 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 1.1. bis 30.6.2020 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12 1.7. bis 31.12.2020 -0,88 4,12 8,12 

1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12 1.1 bis 30.6.2021 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37 1.7. bis 31.12.2021 -0,88 4,12 8,12 

1.7. bis 28.07.2014* -0,73 4,27 7,27 1.1. bis 30.6.2022 -0,88 4,12 8,12 

 
* Zur  Änderung siehe Text  oben. 
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Hinweis zu Verlinkungen 
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amtliche Leitsätze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenüber Datenbanken und ähnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Geneh-
migung in Textform gleich in welcher Art und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfältigt oder datenbankmäßig zugänglich gemacht 
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Der Bezug der Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht ist kostenlos. Ein Anspruch auf Weiterbelieferung besteht nicht. Exzerpte von Gerichts-
entscheidungen und Gesetzen führt zwangsläufig zu einem Informationsverlust. Die Zeitschrift dient daher nur der Information, dass sich eine 
Änderung oder Ergänzung in bestimmten Rechtsfragen ergeben hat. Die Information genügt nicht für eine Rechtsanwendung im Einzelfall. Hierzu 
ist die Lektüre der Originaltexte erforderlich. 
 
 
Datenschutzbestimmungen 

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutz-Information gilt für die Datenverarbeitung durch: 

Verantwortlicher: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze, kanzleiansässig: Dufourstr. 23, 04107 Leipzig; bzw. Firma Die Verwalterakademie GmbH, 
ebenda, vertreten durch den Geschäftsführer Heinz G. Schultze, Dufourstr. 23, 04107 Leipzig;  

E-Mail:  verwalter@verwalterakademie.de  

Telefon: 0341/94038004 

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck von deren Verwendung bei Anmeldung zum Newsletter ZIV – 
Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht 

Sofern Sie nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO ausdrücklich eingewilligt haben, verwenden wir Ihre E-Mail-Adresse dafür, Ihnen regelmäßig unse-
ren Newsletter – ZIV – Zeitschrift für Immobilienverwaltungsrecht -  zu übersenden. Für den Empfang des Newsletters ist die Angabe einer E-
Mail-Adresse ausreichend. 

Die Abmeldung ist jederzeit möglich, zum Beispiel über einen Link am Ende eines jeden Newsletters. Alternativ können Sie Ihren Abmelde-
wunsch gerne auch jederzeit an verwalter@verwalterakademie.de senden. 

3. Betroffenenrechte 

Sie haben das Recht: 

• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können Sie 
Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber 
denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Lö-
schung, Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft ihrer Daten, sofern 
diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
und ggf. aussagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezo-
genen Daten zu verlangen; 

• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbei-
tung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Grün-
den des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der 
Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht 
mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie 
gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben; 

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und ma-
schinenlesebaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen; 

• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, dass wir die 
Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen und 

• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich hierfür an die Aufsichtsbehörde 
Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

4. Widerspruchsrecht 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet werden, 
haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür 
Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben oder sich der Widerspruch gegen Direktwerbung richtet. Im letzteren Fall 
haben Sie ein generelles Widerspruchsrecht, das ohne Angabe einer besonderen Situation von uns umgesetzt wird. 

mailto:verwalter@verwalterakademie.de
mailto:verwalter@verwalterakademie.de


 

 

Möchten Sie von Ihrem Widerrufs- oder Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an  ZIV@kanzlei-schultze.de oder verwal-
ter@verwalterakademie.de  

5. Datensicherheit 

Wir bedienen uns geeigneter technischer und organisatorischer Sicherheitsmaßnahmen, um Ihre Daten gegen zufällige oder vorsätzliche Mani-
pulationen, teilweisen oder vollständigen Verlust, Zerstörung oder gegen den unbefugten Zugriff Dritter zu schützen. Unsere Sicherheitsmaß-
nahmen werden entsprechend der technologischen Entwicklung fortlaufend verbessert. 

6. Aktualität und Änderung dieser Datenschutzerklärung 

Diese Datenschutzerklärung ist aktuell gültig und hat den Stand Mai 2018. 

Durch die Weiterentwicklung unserer Website und Angebote darüber oder aufgrund geänderter gesetzlicher beziehungsweise behördlicher 
Vorgaben kann es notwendig werden, diese Datenschutzerklärung zu ändern. Die jeweils aktuelle Datenschutzerklärung kann jederzeit auf der 
Website unter http://www.Verwalterakademie.de von Ihnen abgerufen und ausgedruckt werden. 

 
 
 
 
ZURÜCK 
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